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Ausgabe 104              27.08.2010 

„Der Rote Se ehas“  

 

 
 

Internetzeitung von und für Sozialdemokraten,  
Verbände und Privatpersonen aus der 

internationalen Bodenseeregion 
 

Editorial  
 

Sommerloch – von wegen – Stuttgart 21 ist jeden 
Tag in den Medien. Zwischen Landtag und Haupt-
bahnhof  ist sozusagen Dauerdemo. Es wäre an der 
Zeit für beide Lager, mit Vernunft aufeinander zu 
zugehen.  
 
Die Beschlusslage ist klar. Trotzdem ist es nicht so 
einfach, darauf zu beharren, dass alles beschlossen 
und damit erledigt sei.  
 
Mappus selbst stellt fest, Stuttgart 21 sei besonders 
schlecht „verkauft“ worden. Damit gibt er zu, dass 
die Informationen zu Stuttgart 21 den „Zweiflern“ 
in Stuttgart nicht ausreichten. Dem könnte man 
durch Offenlegung aller Informationen abhelfen.  
 
Dass es Kräfte gibt, die aus der jetzigen Situation 
Nutzen ziehen wollen ist nur zu natürlich. Den Bo-
den entzieht man ihnen ganz gewiss nicht mit Arro-
ganz und Rechthaberei gegenüber einer mehr und 
mehr verunsicherten Bevölkerung.  
 
Wenn es nur die Sorge der Menschen um die stei-
genden Kosten wäre, müsste man nur einmal klar-
machen, dass ein Jahrhundertprojekt nie umsonst zu 

haben war. Zudem haben sich die Menschen daran 
gewöhnt, dass Projekte der öffentlichen Hand am 
Ende doppelt so teuer wie veranschlagt werden.  
  
Hier geht es um mehr: Wieder einmal steht das 
Vertrauen der Bürger auf dem Prüfstand.   
 
Noch sind Ferien, danach sollte mit der 
Wiederaufnahme der politischen Arbeit auch 
Bewegung im positiven Sinne erfolgen. 
 
In Baden-Württemberg steuern wir auf die Land-
tagswahlen im Frühjahr hin. Die „guten Zahlen“ in 
den Umfragen sind nur gut im Vergleich mit dem 
letztjährigen Desaster. Im Vergleich mit der letzten 
Landtagswahl können wir sie nur schön rechnen, 
wenn wir die Zahlen von Schwarz-Gelb daneben 
legen.   
 
Zum Pessimismus ist kein Anlass. Eigene Stärke  
wiegt mehr als des Gegners Schwäche. 
 
Es grüßt  
 
die Redaktion  
 
Karl-Heinz König, Willi Bernhard  
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Wer länger arbeiten soll, 
braucht Arbeit  

                                            
Die SPD stellt sich der Realität auf dem  Arbeits-
markt. So soll das Renteneintrittsalter erst steigen, 
wenn mindestens jeder zweite zwischen 60 und 64 
Jahren einer sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigung nachgehen kann. Andernfalls droht 
faktisch eine Rentenkürzung. Auch das Gesetz 
fordert, ab 2010 die Verlängerung der Lebensar-
beitszeit regelmäßig auf ihre Zumutbarkeit hin zu 
überprüfen. Diesem Auftrag dürfe sich Politik nicht 
entziehen, betonte der SPD-Vorsitzende Sigmar 
Gabriel.  
 
Der am Montag einstimmig im SPD-Präsidium 
beschlossene Vorschlag soll in den kommenden 
Monaten breit in der Partei – und darüber hinaus – 
diskutiert werden. Dabei geht es darum, die 
Erhöhung des Renteneintrittsalters auf bis zu 67 
Jahre solange auszusetzen, bis ausreichend 
sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze für über 
60-Jährige zur Verfügung stehen. Derzeit ist nach 
Angaben der Bundesregierung nur jeder fünfte 
beschäftigt. Ohne deutliche Fortschritte in diesem 
Bereich drohten daher bei einer längeren 
Lebensarbeitszeit vielen Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern Rentenabschläge. Die Altersarmut 
würde steigen. 
 

Politik muss Überprüfungsklausel ernst 
nehmen 
 
Die große Koalition hatte 2007 beschlossen, das 
Renteneintrittsalter von 2012 an schrittweise auf 67 
anzuheben. Ausdrücklich wurde in das Gesetz aber 
auch eine Überprüfungsklausel eingearbeitet: Ab 
2010 sollen demnach alle vier Jahre die 
Voraussetzungen für einen späteren Renteneintritt 
überprüft werden – unter anderem anhand der 
konkreten Arbeitsmarktsituation für Ältere. Die 
Parteien und auch die gesetzgebenden 
Körperschaften könnten sich diesem Auftrag nicht 
entziehen, warnte am Montag der SPD-Vorsitzende 
Sigmar Gabriel. 
 
Die Politik müsse mehr Anstrengungen unterneh-
men, um die Erwerbsbeteiligung von über 60-Jäh-
rigen zu steigern, heißt es im Präsidiumsbeschluss. 
Zusätzlich sollen auch die Möglichkeiten für einen 
flexiblen Übergang in die Rente verbessert werden.  
Dem Vorschlag des SPD-Präsidiums nach soll das 
Konzept nach intensiver Diskussion in der Partei in 
einer Parteikommission konkretisiert und dem 
Parteitag im kommenden Jahr zur Beschlussfassung 
vorgelegt werden. 
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"Es gibt ein Problem und wir müssen es 
lösen" 
 
Die SPD nehme den Auftrag des Gesetzes und die 
Realität ernst, unterstrich am Montag der stellver-
tretende Vorsitzende Olaf Scholz, der federführend 
den Vorschlag erarbeitet hatte. Vor dem Hinter-
grund mangelnder sozialversicherungspflichtiger 
Arbeitsplätze für Ältere und drohender Altersarmut 
sagte er: "Es gibt ein Problem und wir müssen es 
lösen." 
23.08.2010 SPD.de 
 

                                                 
                                                                                                                

Rot-Grüne-Mehrheit möglich! 
Es kommt jetzt auf die Inhalte 

an! 
 

Zur neuesten Umfrage erklärt der Sprecher-
kreis der DL 21: 
 
Eine Mehrheit jenseits von Schwarz-Gelb ist auch 
in Baden-Württemberg möglich. Dieses Ergebnis 
der Umfrage muss als Herausforderung bewertet 
werden, einen klaren reformpolitischen Ansatz für 
Baden-Württemberg zu fahren!  Die Sozialdemo-
kratie hat die Chance über Inhalte zu überzeugen.  
 
Die Umfrage darf keine Momentaufnahme bleiben. 
Die Bevölkerung in Baden-Württemberg ist bereit, 
überzeugende Antworten durch Wahlverhalten zu 
honorieren. 
 
Wir Sozialdemokraten und Sozialdemokratinnen 
sind daher gefordert, uns in zentralen Fragen 
eindeutig zu positionieren. Neben der Bildungs- 
und Energiepolitik werden unsere Antworten zu 
den Fragen von Teilhabemöglichkeiten und der 
gerechten Verteilung entscheidend sein. 
 
Daher gilt es jetzt mutig bisherige Positionen auf 
ihren reformpolitischen Ansatz zu prüfen und das 
Bedürfnis der Bevölkerung, dass sich auch die 
„persönliche Zukunft positiv entwickelt“, durch 
entsprechende politische Rahmensetzungen zu 
befördern.   
28.07.2010 Kontakt: Hilde Mattheis, MdB   
 
 

 
 
 
 

SPD- Generalsekretär Friedrich:  
 

CDU will ihren schmutzigen 
Atom- Kuhhandel möglichst 

lange vor Landtagswahl 
durchdrücken 

 
Die CDU Baden- Württemberg fordert sehr schnel-
le Entscheidungen zugunsten längerer Atomrestauf-
zeiten, weil sie zunehmende Angst vor dem Wahl-
tag und den Wählern im Land hat. "Die CDU hat es 
so eilig, weil sie ihren schmutzigen Atom- Kuhhan-
del möglichst lange vor der Landtagswahl durch-
drücken will", so SPD- Generalsekretär Peter Fried-
rich. Da Mappus wisse, dass er gegen den Willen 
der Menschen handelt, versuche die CDU nun das 
Thema los zu werden. 
 
Der SPD- General warf der Südwest- CDU vor, sie 
mutiere zur politischen Vorfeldorganisation der 
EnBW. Friedrich fordert: "Die Landesregierung ist 
den Bürgern und nicht der Atomindustrie im Land 
verpflichtet." 
 
Die SPD im Land strebe mit einer rot- grünen Lan-
desregierung die vollständige Ersetzung der in der 
kommenden Legislaturperiode abzuschaltenden 
Kraftwerksblöcke Neckarwestheim I und Philipps-
burg I durch erneuerbare Energien an. "Wenn die 
ständigen Blockaden der CDU gegen Sonne, Wind, 
Wasser und Biomasse endlich weg sind, dann kön-
nen wir das schaffen." 
12.08.2010                                                 SPD B-W 
 

SPD:  
 

FDP setzt sich bei der Steuer- 
CD innerhalb der  

Landesregierung erneut 
durch  

 
Vize- Fraktionschef Schmid: "Die Landesregierung 
verhält sich bei ihrer Haltung vollkommen stillos 
und unwürdig" 
 
Die SPD-Fraktion kann nur noch den Kopf schüt-
teln über die Haltung der Landesregierung zur 
neuen Steuersünder-CD. Sollte sie sich nach einer 
Überprüfung tatsächlich als geeignetes Angebot 
herausstellen, spekuliere die Landesregierung 
offensichtlich erneut darauf, dass eine andere 
schwarz-gelbe Landesregierung die CD ankaufe. 
Nils Schmid, Fraktionsvizechef und designierter 
SPD-Spitzenkandidat, hält dies für scheinheilig: 
„Die Landesregierung will nur verschleiern, dass 
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die FDP ihre Klientel schützen will und dies 
innerhalb der Koalition durchgesetzt hat.“ 
 
Sollte es bei einem Ankauf der CD tatsächlich ein 
rechtliches Risiko für die Beamten geben, müsse 
die Landesregierung konsequenterweise auch auf 
die daraus entstehenden Einnahmen verzichten, 
wenn ein anderes Bundesland einspringe. Das kön-
ne Ministerpräsident Mappus zwar keinem ehrli-
chen Steuerzahler und Wähler in Baden-Württem-
berg erklären. Jede andere Position laufe aber da-
rauf hinaus, dass CDU und FDP die angeblichen 
Risiken auf andere Bundesländer abschieben. „Die 
Landesregierung verhält sich bei ihrer Haltung zu 
den Steuer-CDs vollkommen stillos und unwürdig“, 
erklärt Schmid deshalb. 
Stuttgart, 23. August 2010                Dr. Roland Peter 
                                                             Pressesprecher 
 

  
Fraktion  der  Progressiven  Allianz  der 

Sozialdemokraten 
im  Europäischen  Parlament    
 

Peter Simon: 
 

"Konsulat in Mannheim ist für 
20.000 Italiener in der 

Metropolregion Rhein-Neckar 
ein Stück Heimat"  

 

Europaabgeordneter Peter Simon für 
den Erhalt des Italienischen Konsulats 

in Mannheim 
 

Der Mannheimer SPD-Europaabgeordnete Peter 
Simon setzt sich für den Erhalt des Italienischen 
Konsulats in Mannheim, das am 30. September 
2010 geschlossen werden soll, ein: „Das Italieni-
sche Konsulat in Mannheim ist weit mehr als nur 
eine Behörde, in der Ausweise und Visa ausgestellt 
werden. Für 20.000 Italiener in der Metropolregion 
Rhein-Neckar ist es auf kurzem Wege die zentrale 
Anlaufstelle für große und kleine (Amts-) Probleme 
und damit ein wichtiges Stück Heimat. Deshalb 
muss es erhalten bleiben“. In zwei Briefen an den 
italienischen Botschafter in Deutschland, Michele 
Valensise und das Auswärtige Amt, unterstreicht 
Simon deshalb den enormen Stellenwert der italie-
nischen Konsularagentur nicht nur für Mannheim 
sondern für die gesamte Metropolregion Rhein-
Neckar und macht sich dafür stark, die geplante 
Abschaffung sämtlicher konsularischer Angebote 
rückgängig zu machen. „Die konsularische Vertre-
tung in Mannheim besteht mit kurzen Unterbrech-

ungen seit 1901; viele italienische Mitbürger kom-
men hierher seit sie denken können. Das Konsulat 
ist ein wichtiger Fixpunkt in ihrem Leben. Gerade 
für die älteren Menschen unter ihnen ist es nicht 
zumutbar, dass sie sich zukünftig an das 130 Kilo-
meter entfernte Generalkonsulat in Stuttgart für 
Unterstützung wenden müssen. Das ist nicht nur 
zeit- sondern auch kostenaufwendig. Zumal eine 
Schließung gerade für die Metropolregion Rhein-
Neckar, dem zweitgrößten Ballungsraum in Baden-
Württemberg, der in hohem Maße von seiner In-
ternationalität lebt, einen gewissen Imageverlust 
bedeuten würde“, so Simon. 
 
Aufgrund der Dringlichkeit der Angelegenheit 
plädiert auch Simon für eine Kompromisslösung: 
„Da die Ankündigung der Schließung trotz zahlrei-
cher Gespräche und Aktionen in den letzten Mona-
ten von italienischer Seite nicht rückgängig ge-
macht wurde, muss es jetzt darum gehen, eine 
Lösung zu finden, die zumindest einen teilweisen 
Verbleib der konsularischen Tätigkeiten in Mann-
heim ermöglicht. Hierfür könnte ein sogenannter 
konsularischer Schalter mit zwei Angestellten ein-
gerichtet werden, der zumindest eine Grundversor-
gung der 20.000 Italiener in der Metropolregion 
Rhein-Neckar gewährleisten würde“. Zudem wird 
er das Anliegen auf europäischer Ebene mit Unter-
stützung seiner italienischen Kollegen aus der 
S&D-Fraktion weiter vorantreiben. „Wenn wir jetzt 
alle an einem Strang ziehen und uns für einen 
solchen konsularischen Schalter einsetzen, können 
wir zum Wohle der italienischen Mitbürger in un-
serer Region vielleicht doch noch das für viele 
scheinbar Unmögliche möglich machen“, so Simon 
abschließend. 
Mannheim, 19.08.2010 Büro Peter Simon, MdEP 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

Ortsverein Bermatingen: 
 

4. Brunnenfest  
 
Am Sonntag, 01. August konnten wir im zweiten 
Anlauf bei strahlendem Sonnenschein unser 4. 
Brunnenfest feiern. 
 
Vor der Schule am Bärenbrunnen konnten die Ge-
nossen auch dieses Jahr viele Interessierte Bürger-

SPD - Kreisverband 
Bodenseekreis 

 

MdL Norbert Zeller 
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innen und Bürger begrüßen und sehr gute Gesprä-
che bei Steak und Bier oder Kuchen und Kaffee 
führen. Der Brunnen war wieder mit Wasser gefüllt 
und dieses Mal schwammen für die Kinder kleine 
Plastikentchen darin. Nach erfolgreicher "Jagd" im 
wasser durften die Kinder die Entchen dann auch 
mitnehmen. 
Alles in allem wieder ein tolles Fest. 

 
Foto: OV Bermatingen 
02.08.2010                                            Andreas Kemmer 
 

Ortsverein Kluftern:  
 

"Von Stuttgart21 zum 
Scharfen Eck" 

 

Am Mittwoch, den 15. September 
2010, um 20 Uhr  

im Bürgerhaus Kluftern  
 

Die SPD Kluftern veranstaltet einen Abend zum 
Thema Verkehr mit dem 1. Bürgermeister der Stadt 
Friedrichshafen, Dr. Stefan Köhler, und Ortsvorste-
her Michael Nachbaur. Nach einer Einführung 
durch Bernd Caesar stehen Bürgermeister und Orts-
vorsteher den Besuchern Rede und Antwort.   
22.08.2010                                                 Bernd Caesar 
 

Norbert Zeller feiert 
60sten Geburtstag 

 
„Der Musikverein Jettenhausen bläst Norbert 
Zeller (gehörig) den Marsch“ 
 
So lautete die Ansage des Vereinsvorsitzenden bei 
seiner Gratulation zum Geburtstag des Vereinsmit-
gliedes Norbert Zeller.  So geschah es dann auch. 
Mit dem Satz: „…und alle, alle sind gekommen“, 
hätte der Kreisvorsitzende Jochen Jehle seine „Be-
grüßungstour“ für die vielen Gäste noch mehr ab-
kürzen können. Immerhin erreichte er eine  Zusam-
menfassung des Beifalls.  
 

Über 200 Gratulanten im Beisein des Landtagsvize-
präsidenten Wolfgang Drexler, des früheren Innen-
ministers Frieder Birzele, des Regierungspräsiden-
ten Hermann Strampfer, Bürgermeistern, Gemein-
de- und Kreisräten, GenossInnen feierten mit Nor-
bert Zeller Geburtstag. „Du bist ein Vorbild für 
einen guten Politiker, auch als solches Vorbild 
feiern wir Dich heute“ stellte Kreisvorsitzender 
Jochen Jehle am Ende seiner Würdigungen von 
Norbert Zellers Person und seiner Verdienste. 
 
„Mein Besuch hat nichts mit Stuttgart 21zu tun“. 
Als Freund und politischer Weggefährte war 
Wolfgang Drexler gekommen, um die Laudatio für 
Norbert Zeller zu halten.  Drexler hält Norbert 
Zeller nicht nur für die Landtagsfraktion, in der 
beide zu den dienstältesten Mitgliedern gehören, für 
unverzichtbar. Er lobte Zellers Realitätssinn, seine 
Bodenständigkeit, Hartnäckigkeit, Fleiß und 
Offenheit, Klarheit in der Sprache. Sein 
leidenschaftlicher Einsatz für eine gerechte Bildung 
ist typisch für ihn. „Bebel hat 1905 die Lehrer 
aufgefordert, der SPD beizutreten – von diesem 
Schlag hat sich die SPD bis heute nicht erholt.  

 
Foto: Willi Eggler 
Norbert Zeller ist laut Drexler auch unverzichtbar 
als ministrabler Experte in Bildungsfragen und als 
bester Übersetzer in der Schulreform-Debatte. Er ist 
der parlamentarische Führer der Schulreformer in 
Baden-Württemberg. 
 
Für die Bodenseeregion, für die Südbahn, für den 
See als Attraktion und Biotop tritt er unermüdlich 
genau so ein wie für Messe FN Katamaran und 
Flugplatz. Schon fast berüchtigt ist sein 
Standardsatz: …..aber wir am Bodensee… Über die 
SBI macht er auch klar, dass es auch andere Seeufer 
gibt. Das Bekenntnis der SPD zu S 21 durfte nun 
doch nicht fehlen. 
 
Drexler hofft, dass der Bund die restlichen 70 
Millionen für die Südbahn bewilligt um die 
„Riesenchance“ auf der Schiene zwischen Ulm und 
dem See zu erhalten.  
 
Die vielen Grußworte und Glückwünsche machten 
deutlich wie sehr Norbert Zeller nicht nur in der 
eigenen Partei Respekt, Anerkennung und Achtung 
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erworben hat. Wer wie er Freunde auch bei 
politischen Gegnern findet, ist einfach „populär“.  
 
Der Kabarettist Mike Jörg erklärte dann launig mit 
Hilfe Platons Höhlengeheimnis die Bedeutung der 
Erkenntnis für die Berufe Politiker und Lehrer.  

 
v. r. Norbert Zeller, Elke Zeller, Wolfgang Drexler 
Foto: Willi Eggler  
 
In seinen Dankesworten bekannte er sich nach-
drücklich zur Schulentwicklung und zum Ziel der 
Erhaltung der PH Weingarten.   
 
„Manches Lob war wohl übertrieben, ich gestehe 
aber: ich habe es gerne gehört.“ 
 
Kurz vor Norbert Zellers Feier gratulierte er selbst 
dem früheren 1. Bürgermeister von Friedrichshafen 
und langjährigen Vorsitzenden der SPD-Kreistags-
fraktion Bodenseekreis zum 90. Geburtstag zusam-
men mit dessen Nachfolgern im Amte des Frakti-
onsvorstitzenden Wolfgang Stuckenbrock, Rein-
hard Ebersbach und Norbert Zeller sowie dem 
SPD-Kreisvorsitzenden Jochen Jehle im 
Paulinenstift.. 
                                                              Karl-Heinz König 
 

Wer hett au des denkt? 
 
„In Sachen Verkehr hofft Wolfgang Drexler, der 
bei den „Stuttgart 21“-Gegner mitmarschiert, 
dass der Bund die restlichen 70 Millionen Euro für 
die Südbahn bewilligt, um so die „Riesenchance“ 
auf der Schiene von Ulm ab südwärts zu erhalten.“ 
Schwäbische Zeitung, 23.08.2010 
Anlässlich des 60. Geburtstags von Norbert 
Zeller 
 
Für „Unwissende“: Wolfgang Drexler als 
Sprecher von S 21 bei einer Gegendemonstration 
– ein journalistisches Meisterstück! 
                                                           Die Redaktion 
 
 
 
 

Zeller zu Besuch im Polizeirevier 
Überlingen  
Zeller:  
 

„Kommunen und Polizei 
brauchen bessere 

Schutzmöglichkeiten“ 
 
Alkoholverbot, Betretungsverbote, Opferschutz und 
Gewaltanwendung auch gegenüber der Polizei wa-
ren einige der Themen, die der SPD-Landtagsabge-
ordnete Norbert Zeller in Begleitung von Stadtrat 
Udo Pursche bei seinem Besuch im Polizeirevier 
Überlingen mit dem Leiter der Polizeidirektion 
Karl-Heinz Wolfsturm und dem Leiter des Polizei-
reviers Andreas Breuning besprach. 
 
Zeller wollte vor allem auch über die Situation von 
Jugendlichen und jungen Erwachsenen Näheres er-
fahren. Besonders auffällig sei, dass junge Mens-
chen, darunter auch Kinder, wie selbstverständlich 
mit Alkoholflaschen in der Öffentlichkeit anzutref-
fen seien. „Dabei handele es sich nicht nur um Bier, 
sondern vielfach um harte Sachen wie Wodka“, 
wusste der dafür zuständige Jugendsachbearbeiter 
zu berichten. Inzwischen seien auch viele Mädchen 
alkoholisiert anzutreffen. Erwachsene hätten eine 
Vorbildfunktion, die sie leider nicht immer erfüll-
ten.  
 
Als wirksames Mittel gegen Gewalt und Wider-
stand habe sich das Betretungsverbot erwiesen. Die 
Zusammenarbeit mit der Stadt Überlingen klappe 
ausgezeichnet, betonte Revierleiter Breuning. Pö-
belt beispielsweise eine Person am Landungssteg, 
in der guten Stube Überlingens, andere Menschen 
unflätig an oder hält sich nicht an die öffentliche 
Ordnung, wird ein Betretungsverbot bzw. Aufent-
haltsverbot in der Regel von 2 Monaten ausgespro-
chen. Das neue Polizeigesetz gibt die Möglichkeit 
die Übeltäter zu belangen und ein Bußgeldverfah-
ren durch die Stadt einzuleiten. „Neben dem Be-
tretungsverbot kostet es den Betroffenen eine 
Menge Geld und tut empfindlich weh“, betonte 
Wolfsturm.  
Waren es noch ca. 20 Personen, die letztes Jahr da-
von betroffen waren, so hat sich die Zahl in diesem 
Jahr halbiert. Offenbar zeige die konsequente und 
unmittelbare Haltung von Polizei und Stadtverwal-
tung Wirkung. Letztendlich gehe es bei den Maß-
nahmen darum, Einheimischen und Gästen einen 
unbeschwerten und sicheren Aufenthalt an allen 
Stellen Überlingens zu ermöglichen. 
 

                           Fortsetzung auf Seite 17 
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Prix Wasserfrau 2010 
 

Einladung  
 

Wir laden Sie/ Euch herzlich ein 
zur 9. Verleihung des  
 

Prix Wasserfrau  
 

der Auszeichnung der SBI für das Wirken von 
Frauen in den Euregio Bodensee zum Wohle 
und für die Gleichstellung von Frauen in 
unserer Gesellschaft 
 

am  Freitag , 10. September 2010, um 18 
Uhr in Langenargen, im Kulturzentrum 
Münzhof, Marktplatz 24   
(Parken in TG am Schloss Montfort) 
 
an  

Anna Jäger aus Langenargen, 
 

für Ihre Verdienste in der Bildungsarbeit mit 
Frauen am keb Ravensburg (früher Katholi-
sches Bildungswerk Ravensburg) Katholische 
Erwachsenenbildung  www.keb-rv.de 
 
Die Preisverleihung 2010 an Frau Anna Jäger 
findet auf Vorschlag der  
DGB Region Bodensee-Oberschwaben statt. 
 
Anna Jäger ist seit 25 Jahren aktiv in der Frauen-
bildung im Bildungswerk keb Kreis Ravensburg 
(früher katholisches Bildungswerk Ravensburg). 
„Bildung wird nicht hinter dem Schreibtisch kon-
zipiert und für Frauen angeboten, sondern: Bildung 
wird mit Frauen konzipiert, geplant und durchge-
führt. Somit wird Emanzipation zu einem Thema 
der alltäglichen Praxis, patriarchale Strukturen 
werden aufgebrochen und über Empowerment in 
Bewegung gebracht“, so die Preisträgerin. 

 
 
 
 
 
 

 

  
 
Der Prix Wasserfrau wurde von der bekannten 
Bildhauerin Irene Thoma aus St. Gallen geschaffen 
und  wird von den Präsidenten der SBI übergeben. 
Er finanziert sich rein aus Spenden. 
 
Es laden Sie/Euch sehr herzlich ein 
 
Fredi Alder CH          Norbert Zeller MdL D   
Präsident der SBI                             SBI-Vizepräsident 
 
Olga Pircher A                 Hildegard Fässler, NR CH 
SBI-Vizepräsidentin    Leiterin der Jury 
 
Wir bitten zur Erleichterung der Organisation 
um Rückmeldung bis 1.9.2010 über Ihre/Eure 
Teilnahme an Norbert Zeller MdL  
Tel 0049 7541 32250    Fax 0049 7541 75553    
E-Mail   norbert.zeller@spd.landtag-bw.de 
 

Was ist eigentlich daraus  
geworden? 

 

Teil II  
 

Helga Bayha für das 
Kindernest-Projekt mit dem 
Prix Wasserfrau gewürdigt 

 
Im September 2003 ehrte die Sozialistische 
Bodensee-Internationale die Fraktionsvorsitzende 
der SPD im Stadtparlament der oberschwäbischen 
Basilikastadt Weingarten,  Helga Bayha,  mit dem 
„Prix Wasserfrau“. Mit dieser Bronzefigur aus der 
Werkstatt der St. Gallener Bildhauerin Irene Thoma 
würdigten die sozialdemokratischen Parteibezirke 
rings um den See eine Persönlichkeit, die sich auf 
eine außerordentliche Weise um das Anliegen der 
Frauen-Gleichstellung in der Politik, im Beruf und 
in der Gesellschaft verdient gemacht hat. Helga 
Bayha gründete zusammen mit anderen,  8 aktiven 

Sozialistische Bodensee-Internationale, SBI 
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten und Gewerkschaften 

www.bodensee-internationale.org                                                                                                      
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Frauen im Juni 1985, also vor 25 Jahren, den freien 
Trägerverein „Kindernest“, der in einer Drei-Zimm-
er-Wohnung in der Scherzachstraße in  Weingarten 
10 Krippenplätze einrichtete, um kleine Kinder von 
alleinerziehenden und berufstätigen Müttern (und 
Vätern) zu betreuen. Wie groß der Widerstand da-
mals im „bürgerlichen“ Lager im schwarzen Ober-
schwaben gegen so ein Projekt war, lässt sich auch 
daran ablesen, dass der Gemeinderat von  Weingar-
ten mit nur einer einzigen Stimme damals dieses 
private KITA-Projekt genehmigte und städtische 
Mittel dafür bewilligte. Nicht einmal ein  Kernan-
liegen der Konservativen, die Verhinderung von 
Schwangerschaftsabbrüchen, ließen die Gegner da-
mals gelten. Helga Bayha: “Das Kindernest war 
auch gedacht als flankierende Maßnahme zum 
deutschen Strafgesetzparagrafen 218 (Verbot von 
Abtreibungen).Frauen sollten mit dem Kindernest 
auch die Möglichkeit bekommen, zu ihrem Kind zu 
stehen und trotzdem ein eigenes Leben zu führen.  
 
“ Mütter, die in Trennung und Scheidung lebten, 
hatten damals gegen viele Vorurteile anzukämpfen, 
wenn sie  die Aufgaben in der Familie und gleich-
zeitig in einer beruflichen Tätigkeit in Einklang 
bringen wollten. 

 
Preisverleihung 2003: v. li. Norbert Zeller, Irene 
Thoma, Hildegard Fässler, Helga Bayha, Fredi Alder 
Innovativ war und ist das Kindernest in mehrfacher 
Hinsicht. Im Gründungsjahr 1985 gab es im süd-
deutschen Raum, ja in ganz Westdeutschland 
(NRW!!) kaum Ganztageskindergärten! Das Kin-
dernest ist offen  für alle Kinder ohne Unterschied, 
von 0 bis 6 Jahren, täglich von 6.30 Uhr bis 20 Uhr 
an 300 Tagen im Jahr geöffnet, gleich welcher Na-
tionalität, ob mit Behinderung oder gesund. 1996 
zog der Verein Kindernest in eine größere Wohn-
ung um, und im Jahr 2007 konnte man in ein großes 
Kinderhaus  in der Weingartener Ravensburger 
Straße 33, in der Nähe des Krankenhauses 14-Not-
helfer, umziehen. 45 Plätze, davon 25 Krippenplät-
ze, stehen zur Verfügung. 10 Erzieherinnen teilen 
sich die Aufgaben, den Kindern in einer quasi fa-
miliären Gemeinschaft Nestwärme und Geborgen-
heit zu vermitteln. Im März  2009 übernahm der 
Kreisverband des Deutschen Roten Kreuzes die 

Trägerschaft für das Kindernest Weingarten und für 
einige andere freien Kindertageseinrichtungen.  
„Liebes Kindernest, ich bin heute 21 Jahre alt und 
war eines der ersten Kinder, das im Kindernest ein 
zweites Zuhause fand!“ schreibt eine erwachsene 
Ehemalige im Gästebuch der  Homepage des 
Kindernestes  
www.kindernest-weingarten.de 
Und sie fährt fort: „Trotz dass ich noch sehr klein 
war, kann ich noch sehr gut an den gemeinsamen 
Mittagsschlaf (mit KitA-Tante Heike) erinnern. 
War ne sehr schöne Zeit!“ Eingetragen hat sich 
auch Hildegard Fässler, die Schweizer SP-Poli-
tikerin und Präsidentin des Verbandes Kindertages-
stätten in der Schweiz: „Es macht Lust, Kinder zu 
euch zu schicken.“   
 
Bemerkenswert ist an diesem erfolgreichen Sozial-
projekt freilich noch etwas anderes. Helga Bayha 
ließ vor 25 Jahren nicht locker, gegen alle Hinder-
nisse und Widerstände im bürgerlichen Weingarten. 
„Wege entstehen, wenn wir sie gehen!“ umschrieb 
sie einmal ihre Arbeit. In den Jahren vor der Grün-
dung des Kindernestes legte Helga Bayha im Rah-
men der Parteiarbeit der Arbeitsgemeinschaft sozi-
aldemokratischer Frauen (AsF) im mittleren Schus-
sental immer wieder den Finger in die offene Wun-
de der Vereinbarkeit von Kindererziehung und Be-
rufstätigkeit. Im Jahr 1984 kandidierte Helga Bayha 
für den baden-württembergischen Landtag im 
Wahlkreis Ravensburg. Sie nutzte die Zeit des 
Wahlkampfes, um mit vielen Frauen und Initiativ-
gruppen Gespräche zum Ausbau der Kinderbetreu-
ungseinrichtungen vor Ort zu führen.  Trotz eines 
sehr guten Stimmenergebnisses blieb ihr der Einzug 
in den Stuttgarter Landtag verwehrt. Doch sie woll-
te nicht umsonst einen Wahlkampf für die gute Sa-
che geleistet haben. Mit aller Zähigkeit und Geduld 
und der Unterstützung des AsF-Teams blieb sie 
auch nach der Landtagswahl ihrer Vision treu, bis 
der Verein „Kindernest e.V.“ gegründet und eine 
erste geeignete Wohnung für die neue Kinder-Ein-
richtung gefunden werden konnte.  
                                                                 Willi Bernhard 

 

Post testet Abbau des 
Service Public  

 

Die Post wird in St.Gallen, Gossau 
und Appenzell künftig teilweise erst 
nachmittags zugestellt. Diese 
Benachteiligung der Ostschweiz 
stellt einen Abbau des Service 
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Public dar, den die SP St.Gallen 
inakzeptabel findet.  

Während die Post wirtschaftlich gut da steht und 
dank schnellerer Sortiermaschinen weitere Kosten-
einsparungen erwartet, werden die Kunden ohne er-
sichtlichen Grund mit einem Abbau des Service 
Public bestraft. Die wahrgenommene Qualität der 
Post hängt massgeblich von der Zustellzeit ab. Es 
ist deshalb nicht einzusehen, weshalb diese ohne 
Not in den Nachmittag verlegt werden soll. 
 
Die SP St.Gallen wehrt sich gegen diesen nicht er-
klärbaren Abbau des Service Public, der nur zu 
Lasten der Bevölkerung geht. Ebenso dürfen die 
geplanten Rationalisierungen nicht zu einem Stel-
lenabbau im Sortierzentrum oder an anderen Orten 
führen. Die SP St.Gallen erwartet deshalb von der 
Regierung und von den Ständeräten des Kantons St. 
Gallen, dass sie sich vehement gegen diese Benach-
teilung der Ostschweiz einsetzen. Der Service Pub-
lic ist nicht nur für Firmen von Interesse, sondern 
erst recht für alle Privathaushalte. 
St.Gallen, 2. August 2010 
Weitere Auskünfte: 
                                 • Claudia Friedl, Parteipräsidentin 
über:  
Ruben Schönenberger, administrativer Sekretär  SP 
St.Gallen 
 

Leuenberger-Nachfolge:  
 

Hildegard Fässler will  
Bundesrätin werden  

 

Die Geschäftsleitung der SP Kanton 
St.Gallen freut sich ausserordentlich 
über die Bundesratskandidatur ihrer 
Nationalrätin.  
 
St.Gallen – An der Medienkonferenz in Grabs gab 
SP-Nationalrätin Hildegard Fässler heute bekannt, 
dass sie als Bundesrätin kandidiert. Mit Hildegard 
Fässler steigt eine äusserst kompetente und 
erfahrende Politikerin ins Rennen um die Nachfolge 
von Moritz Leuenberger.  

 
Hildegard Fässler ist seit 1997 Mitglied des Natio-
nalrats. Von 2002 bis 2006 präsidierte sie die SP-
Bundeshausfraktion. 2008/2009 war sie Präsidentin 
der Kommission für Wirtschaft und Abgaben  
WAK. Ihr Fachwissen in der Wirtschafts- und Fi-
nanzpolitik werden über die Parteigrenzen hinweg 
anerkannt. 
  
Fässler ist Gründungsmitglied des Club Hélvetique, 
seit 2001 Präsidentin des Hausvereins Schweiz und 
seit 2007 Präsidentin des Verbandes Kindertages-
stätten der Schweiz (KiTaS). Von 2001 bis 2004 

war sie ausserdem Präsidentin der SP des Kantons 
St. Gallen.  
Die Geschäftsleitung der SP Kanton St.Gallen 
gratuliert Hildegard Fässler zu diesem Entscheid. 
Die Nomination durch die kantonalen Delegierten 
findet am 23. August in St.Gallen statt.  
Weitere Auskünfte:  
                              • Claudia Friedl, Parteipräsidentin  
19.08.2010,                       
                                       übermittelt durch Dario Sulzer 

 
Hildegard Fässler:  

Ausdauernd, einflussreich und 
kämpferisch  
Hildegard Fässler ist seit 1997 Mitglied des Natio-
nalrats und national bestens vernetzt. Von 2002 bis 
2006 präsidierte sie die SP-Bundeshausfraktion. 
2008/2009 war sie Präsidentin der Kommission für 
Wirtschaft und Abgaben WAK. Ihr Fachwissen in 
der Steuer- und Finanzpolitik werden über die Par-
teigrenzen hinweg anerkannt. Seit Juni 2010 ist 
Fässler Mitglied der APK (aussenpolitische Kom-
mission), sowie Mitglied der OSZE-Delegation.  
Fässler ist Gründungsmitglied des Club Hélvetique, 
seit 2001 Präsidentin des Hausverein Schweiz und 
seit 2007 Präsidentin des Verbandes  Kindertages-
stätten der Schweiz (KiTaS). Von 2001 bis 2004 
war sie Präsidentin der SP des Kantons St. Gallen. 
Kommentar:  Claudia Friedl, SP-Kantonalpräsidentin  
St.Gallen, 11. August 2010,                       Dario Sulzer 
 
Ausgrenzen von Minderheiten, Häme  aus-
schütten über anders  Denkende, Schwarz-
Weiss-Malen bei der  Darstellung von Prob-
lemen: Das ist nicht  meine Schweiz, weder 
heute  noch  morgen. Ich  möchte  den Men-
schen in unserem Land – und  den  Medien! 
– zukunftsgerichtete,  intelligente,  gerechte 
Lösungen  für  unsere  Probleme präsentie-
ren. Das ist für mich Anreiz zur Mitarbeit im 
Club Helvétique.  
                         Hildegard Fässler in Warum CH?  
                                Club Helvétique (CH) 
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Anmerkung der Redaktion: 
 
Die Bezeichnung  „Rat“  entspricht  nicht unbe-
dingt dem deutschen Begriff: 
 
- Nationalräte (NR) sind Mitglieder des 
schweizerischen Parlaments in Bern, entsprechen 
den MdBs in Deutschland. 
- Regierungsräte entsprechen Ministern  in den 
deutschen Bundesländern, denen die Kantone 
entsprechen. 
- Bundesräte entsprechen den deutschen 
Bundesministern. 
 
Der (Gesamt)Bundesrat ist eine sogenannte Kolle-
gialbehörde (Artikel 177, Absatz 1 der Bundesver-
fassung: «Der Bundesrat entscheidet als Kollegi-
um. Dieses setzt sich aus sieben gleichberechtigten, 
von der Vereinigten Bundesversammlung (zwei 
Kammern: der 200 Mitglieder zählende Nationalrat 
und der 46-köpfige Ständerat) gewählten Mitglie-
dern zusammen. Der Bundesrat «als Ganzes» ist 
zugleich nicht nur Regierungsgremium, sondern 
faktisch auch das Staatsoberhaupt der Schweiz. 
Diese Funktion erklärt sich daraus, dass dem Bun-
desrat gemäß seiner verfassungsrechtlichen Defini-
tion faktisch alle Aufgaben zugewiesen sind, die in 
anderen Staaten dem Staatsoberhaupt zugeordnet 
sind.  
                                                              Karl-Heinz König 
 

SP hält an Abschaffung der 
Pauschalbesteuerung fest  

 

Die Regierung sieht beim Problem der Pau-
schalbesteuerung reicher Ausländer Hand-
lungsbedarf. Das System der Pauschalbesteu-
erung soll zwar leicht verschärft werden, an 
der Rechtsungleichheit will die Regierung 
aber weiterhin festhalten. Die SP ist ent-
täuscht. 
 
Die Initiative „Schluss mit Steuervorteilen für aus-
ländische Millionärinnen und Millionäre (Abschaff-
ung der Pauschalsteuer) wurde am 8. Januar 2010 
mit 6'129 gültigen Unterschriften eingereicht. Die 
Regierung teilte heute mit, dass sie die Gesetzes-
initiative ablehnt und dem Kantonsrat einen  Ge-
genvorschlag unterbreitet. Dieser sieht vor, dass bei 
der Aufwandbesteuerung das steuerbare Einkom-
men neu wenigstens dem Siebenfachen des (jähr-
lichen) Mietzinses oder des Eigenmietwertes ent-
sprechen muss, wenigstens aber Fr. 600’000. Das 
steuerbare Vermögen soll auf das Zwanzigfache des 
steuerbaren Einkommens festgelegt werden. 
 
„Die St.Galler Regierung möchte die ungerechte 
Pauschalsteuer retten und so Steuerflüchtlingen 

weiterhin Hand bieten“, so SP-Kantonalpräsidentin 
Claudia Friedl. 
 
Die SP wird vorläufig an der Initiative festhalten, 
wird den Gegenvorschlag zusammen mit dem 
Initiativkomitee aber erst einer vertieften Prüfung 
unterziehen. Die SP wird sich weiter für eine klare 
und gerechte Regelung einsetzen. 
Wil, 13. August 2010 
Weitere Auskünfte: 
                         o Claudia Friedl,       Parteipräsidentin 
                         o Dario Sulzer, Politischer Sekretär 
 

Hildegard Fässler 
einstimmig als 

Bundesratskandidatin 
Nominiert  

 

Die Delegierten der SP Kanton St.Gall-
en haben Nationalrätin Hildegard Fäss-
ler am ausserordentlichen Parteitag 
einstimmig als Bundesratskandidatin 
z.H. der SP Schweiz nominiert. Die SP 
fasste ausserdem die Parolen für die 
Abstimmungen vom 26. September: Die 
SP sagt Nein zu längeren Ladenöff-
nungszeiten und Nein zum AVIG-Ab-
bau.  
 
St.Gallen – Kantonalpräsidentin Claudia Friedl be-
grüsste die zahlreich anwesenden Delegierten der 
Kantonalpartei zu einem ganz speziellen Parteitag. 
Auf dem Programm stand die Nomination von Na-
tionalrätin Hildegard Fässler als Bundesratskandi-
datin. Mit Fässler verfüge die Partei über eine grad-
linige Persönlichkeit, die mit beiden Beinen auf 
dem Boden steht und einen guten Draht zur Bevöl-
kerung hat. Mehrere Rednerinnen und Redner zeig-
ten sich stolz über die Kandidatur der herausragen-
den Kandidatin. Die SP Kanton St.Gallen kann der 
bei Nachfolge von Bundesrat Moritz Leuenberger 
ganz vorne mitlaufen. 
  

Langstreckenläuferin in den Bundesrat  
Hildegard Fässler erklärte in ihrer Ansprache, dass 
sie Respekt habe vor der Aufgabe, dass sie sich auf 
das Amt in Bern aber sehr freuen würde. „Ich kann 
diese Aufgabe meistern“, so Fässler. Die Schweiz 
brauche eine soziale Politik und einen starken 
Werk- und Denkplatz. Auf die Frage der Vertretung 
der Regionen im Bundesrat meinte Fässler: „An 
erster Stelle steht die Kompetenz einer Kandidatin. 
Aber ich bin auch eine Ostschweizerin – eine 
Sozialdemokratische Ostschweizerin“. So wurde 
Fässler von den kantonalen Delegierten einstimmig 
und mit einer Standing Ovation nominiert.  
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NEIN zu längeren Ladenöffnungszeiten  
Nach der Nomination fassten die Delegierten die 
Parolen für die kommenden Abstimmungen. Mit 
der Änderung des Ruhetags- und Ladenschlies-
sungsgesetzes würden die mancherorts jetzt schon 
prekären Arbeitsbedingungen im Detailhandel 
verschärft. Selbst diverse Detailhändler wehren sich 
gegen die Ausweitung. SP-Fraktionspräsidentin und 
Gewerkschafterin Barbara Gysi plädierte daher 
überzeugt für ein Nein zu längeren 
Ladenöffnungszeiten: „Es gibt kein Bedürfnis für 
längere Ladenöffnungszeiten. Die angeblichen 
Nachteile für das Gewerbe sind nur herbeigeredet.“ 
Die Delegierten lehnten die Vorlage dann auch 
einstimmig ab.  
 

Ja zur S-Bahn  
Die zweite kantonale Vorlage „S-Bahn St.Gallen 
2013“ bringt allen Regionen des Kantons 
halbstündliche gute Verbindungen mit Bahn und 
Bus. Kantonsrat Ruedi Blumer strich die Vorzüge 
der Vorlage heraus, zeigte aber auch deren Mängel 
auf: Sechs Bahnhöfe werden in Zukunft nicht mehr 
bedient und weitere kleine Bahnhöfe erfahren eine 
Verschlechterung. „Trotz Wehrmutstropfen ist der 
Ausbau der Bahn ein wichtiges Anliegen der SP“, 
so Blumer. Die Delegierten stellen sich einstimmig 
hinter den Ausbau der S-Bahn.  
 

NEIN zum AVIG-Abbau  
Zur Abstimmung gelangt am 26. September auch 
die Änderung des Arbeitslosenversicherungsge-
setzes (AVIG), gegen welche die SP zusammen mit 
anderen Organisationen das Referendum ergriffen 
und mit einer Rekordzahl an Unterschriften einge-
reicht hatte. Nationalrat Paul Rechsteiner führte 
aus, dass eine Annahme der Vorlage einen massi-
ven Leistungsabbau zur Folge hätte. „Bei einer An-
nahme würden auf einen Schlag 10’000 Personen 
aus der Arbeitslosenersicherung ausgeschossen“, 
zeigte Rechsteiner die Folgen der Abbauvorlage 
eindrücklich auf. Die SP St.Gallen möchte keine 
unnötige Sparübung auf dem Buckel der Schwäch-
sten und sagte überzeugt und ebenfalls einstimmig 
Nein zum AVIG-Abbau!  
St.Gallen, 23. August 2010  
Weitere Auskünfte  
                                o Claudia Friedl, Parteipräsidentin  
                                o Dario Sulzer, Politischer Sekretär  
 

Nationalrätin Hildegard Fässler hat dem 
Roten Seehas freundlicherweise ihre 
Aufzeichnungen zu einer Reise nach 
Nordkorea überlassen, die uns einen 
Einblick in eine ganz und gar fremde Welt 
verschaffen. Herzlichen Dank, Hildegard. 
                                                                       K-H-K 
 

 

Reise nach Nordkorea  
11.-18. Mai 2010  

Teil 1, 25.5.10  
 

Einladung der Korean Democratic 
Women’s Union KDWU  

Einladung  
 
Nordkorea ist kein Reiseland. Man kommt dorthin 
nur mit einer offiziellen Einladung. Diese erging 
über die Vermittlung von Anita Fahrni (Mitglied 
des Zentralvorstands von Helvetas und 
Bibliotheksgründerin in der Mongolei), die das 
Land schon mehrfach bereist hat, auch an einige 
National- und Ständerätinnen. Schliesslich war ich 
die einzige aus diesem Kreis, die zu dieser Reise ins 
Ungewisse aufbrach, zusammen mit vier weiteren 
Frauen aus verschiedenen Schweizer 
Organisationen und mit Anita Fahrni. 
 
Ich hatte mir naiverweise vorgestellt, dass die 
Einladung an uns Schweizerinnen erging, weil die 
Frauen der KDWU an unseren Erfahrungen mit 
Demokratie und Frauenorganisationen interessiert 
seien. Das war leider überhaupt nicht so, wie sich 
bald herausstellte. 

 
Der Flughafen von Pjöngjang, ziemlich leer und 
abweisend. 
Teil 2, 31.5.10  
 

Persönliche Freiheit  
 
Unsere Begleiterinnen betonen bei jeder 
Gelegenheit die Freiheit, die man in 
Nordkorea geniesse. Auf Schritt und Tritt  
widerlegt das, was wir erleben, diese 
Aussage.  
 
- Eine Woche ohne Handy, ohne Internet. Nicht 
erreichbar sein, nicht ständig ab- oder anrufbereit. 
Diesen Luxus leiste ich mir hin und wieder. 
Natürlich lasse ich meinen sms- Empfang für 
eventuelle familiäre Notfälle zeitweise offen. 
 
Wer nach Nordkorea reist, kommt unfreiwillig in 
diese Situation: Im Flughafen der Hauptstadt 
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Pjöngjang muss man sein Handy der Security 
übergeben. Auch ich als von offizieller Stelle 
Eingeladene habe dies zu tun. (Bei der Ausreise 
werde ich das Gerät wieder zurück bekommen.) 
Den Laptop kann man zwar mitnehmen, aber der 
nützt als Fühler zur Welt ausserhalb Nordkoreas 
nichts, denn es gibt keinen Zugang zum Internet. In 
unserem Hotel kann man (für sehr teures Geld) 
nach Europa telefonieren. Das funktioniert tadellos. 
Es stellt sich heraus, dass die uns begleitenden 
(beaufsichtigenden) Frauen ein Mobiltelefon haben. 
Es gibt ein Netz in der Hauptstadt, aber kaum 
darüber hinaus. Die normalen Bürger und 
Bürgerinnen haben kein Handy und so sieht man in 
den Strassen von Pjöngjang, auf Trottoirs, an 
Bushaltestellen, vor Denkmälern oder in der 
Hotelhalle praktisch niemanden mit einem Handy 
am Ohr, ein verwunderlicher Anblick verglichen 
mit all den Städten, in die ich schon gereist bin. 
 
- Doch, doch, die Studenten und Studentinnen in 
der neuen E-Bibliothek der Kim-Il-Sung-Univer-
sität von Pjöngjang hätten Zugriff zum Internet, 
wird uns von unseren Begleiterinnen versichert. 
Das Display der neuen Computer sieht auch so aus, 
als ob das tatsächlich möglich sei. Ein Versuch 
unsererseits, ins weltweite Netz zu kommen, zeigt, 
dass das nicht stimmt. Alle Websites ausserhalb 
Nordkoreas sind unzugänglich. Selbst im besten 
Hotel von Pjöngjang, im Koryo-Hotel, wo wir ein-
quartiert sind, gibt es für die Gäste keinen Internet-
zugang. Der mitgebrachte Laptop dient also nur als 
Schreibmaschine, Tabellenkalkulator oder Grafikin-
strument – zudem ohne Druckmöglichkeit auf 
Papier. 
 
- Beim Essen im Hotel sind wir von den einheimi-
schen Hotelgästen separiert. Zusammen mit den 
wenigen anderen ausländischen Besucherinnen und 
Besuchern.  

 
Blick in unseren Speisesaal 
 
- Und dann das Joggen. Sport findet privat nicht 
statt. Sport betreibt man allenfalls als gemeinsamen 
Massenanlass zur Ehre des Great Leader oder als 
Spitzenleistung. In sieben Tagen habe ich einmal 

drei Männer auf Rennvelos und insgesamt zwei 
Männer beim Joggen gesehen. Ich darf nicht aus-
serhalb des Hotels joggen – aus Sicherheitsgründen, 
wie man mir bedeutet. Welche Sicherheit würde ich 
gefährden bzw. wodurch wäre meine Sicherheit ge-
fährdet? Die Antwort bleibt aus. 
 
Mein Sport beschränkt sich daher auf ein einsames 
Benützen des einzigen Laufbands in einer stickigen 
Kammer des Hotels, „Gym“ genannt – um dann 
dort auch noch berieselt, nein beschallt zu werden 
von einer enervierenden Propaganda-Musik.  
 
- Überhaupt: Uns als eingeladene Gäste ist es nicht 
erlaubt, allein Schritte aus dem Hotel zu tun. Wer 
es versucht, wird sofort zurückgeholt, z. b. mit der 
Behauptung, man würde im Hotel gesucht. Und 
unser Wunsch, einen Spaziergang in der Hotel-
Umgebung machen zu wollen, bringt unsere 
Begleiterinnen in arge Not. So etwas ist im 
Besuchsprogramm nicht vorgesehen. Nach diversen 
Telefonaten unserer Betreuungschefin können wir 
doch einen kleinen Rundgang machen, aber immer 
links und rechts abgeschirmt durch unsere 
Begleiterinnen. Und immer wie eine Herde Schafe 
zusammengehalten – auch mit Stossen und Stupsen, 
damit ja kein Kontakt mit der Bevölkerung 
entstehen kann. 
 

Teil 3, 11.7.10  
 

Kinderbetreuung  
 
Wir machen Besuche in verschiedenen Kinderbe-
treuungseinrichtungen. Überall ist etwas Spezielles 
für uns vorbereitet. Den „normalen“ Betrieb be-
kommen wir nicht zu sehen. Ein Blick hinter die 
Kulissen ist nicht möglich. In der Kim Jong Suk-
Crèche - benannt nach der Frau von Kim Il Sung - 
sind 520 Kinder im Alter von zweieinhalb bis vier 
Jahren. Sie sind dort fünf Tage pro Woche, Nächte 
inklusive. Die Gruppen, die wir besuchen dürfen, 
sind alle sonntäglich gekleidet und zeigen uns et-
was Eingeübtes. Die Gruppen bestehen aus 18 bis 
20 Kindern mit einer, seltener zwei Betreuerinnen. 
Während eine Gruppe die einzelnen Teile der Woh-
nungsanlage von Kim Il Sung an einem Modell aus-
wendig herunter leiert, zeigt uns eine andere ihre 
Fähigkeiten an einer Art Memory. Die Kinder mel-
den sich jeweils freiwillig und alle anderen klatsch-
en, wenn sie die Aufgabe richtig lösen. Natürlich 
macht kein Kind einen Fehler. 
 
Eine dritte Gruppe singt für uns, eine andere tanzt. 
Gelacht wird nicht. 



                                                                                                                                                                     

 
 
 
 
 

13 

 

 

 
Eine weitere Gruppe von gut 20 Kindern sitzt an 
einem Tisch. Jedes Kind spielt mit einem eigenen 
Spielzeug. Nicht alle sind anregende Spiele. Ein 
Bub lässt z. b. eine Kugel eine Bahn hinunter 
rollen. Immer wieder. Wenn etwas herunterfällt, 
darf es nicht aufgehoben werden, wenn das Kind 
dazu sein Stühlchen verlassen müsste. 
 
Das Erschreckende: Die Kinder sind absolut ruhig. 
Kein Wort. Kein Lachen. Kein Rempeln. Kein 
Kontakt mit einem anderen Kind. Auf Befehl der 
Betreuerin rufen alle Kinder gleichzeitig dasselbe. 
Dann ist wieder absolute Ruhe. Ich bin irritiert über 
diese wenig kinderfreundliche Atmosphäre. 
Individualität ist nicht möglich. Die Verherrlichung 
des alten und des amtierenden Führers gehört zum 
Bildungsauftrag. Kriegsbilder von den bösen 
Japaneren und den mutigen Koreanern findet man 
an den Wänden in Krippen ebenso wie riesige, 

heldenhafte Darstellungen von Kim Il Sung und 
Kim Jong Il. 
 
Wir unterschätzen die Kinder übrigens im Alter 
regelmässig. Sie sind wesentlich kleiner als 
gleichaltrige Kinder bei uns. Das liegt an der sehr 
knappen und wenig ausgeglichenen Nahrung (kaum 
Fett und Eiweiss, viel Reis). 
 
Es gibt auch Kindertagesstätten, die die Kinder 
zehn Tage und Nächte hintereinander betreut. Das 
ist ein Angebot an Eltern, vor allem auf dem Land, 
die zehn Tage arbeiten, bevor sie einen freien Tag 
haben. 
 

Teil 4, 11.7.10  
 

Infrastruktur  
 
Bei der Ankunft in Pjöngjang fällt der dünne 
Strassenverkehr auf. Immerhin ist ja die Hauptstadt 
von Nordkorea eine Millionenstadt. Auf unsere 
Frage, warum nur so wenige Autos unterwegs sind, 
bekommen wir die verblüffende Antwort: Um die 
Luft sauber zu behalten, würden nur wenige Autos 
in die Stadt hinein gelassen. Dass diese Aussage 
unsinnig ist, sehen wir bei unseren Fahrten aus 
Pjöngjang hinaus. Selbst auf den Autobahnen ist 
kaum Verkehr. Nur wenige PWs sind zu sehen, 
ebenso wenige Lastwagen. Es gibt einfach fast 
keinen Privatverkehr in diesem Land. Die 
Autobahnen haben miserable Beläge. Der Fahrer 
bei unserer Reise an die Ostküste nach Wonsan 
fährt trotzdem mit Vollgas über diese 
Rumpelstrassen, so dass wir durchgerüttelt werden 
und immer wieder bis fast zum Autodach 
hochgeschüttelt werden. Sicherheitsgurte gibt es 
keine. Verkehrsmittel mit hohem Alter sind keine 
Seltenheit. Es gibt sogar noch Lastwagen mit 
Holzvergaser. 
 
In der Hauptstadt gibt es Busse und Trams. Die sind 
alle in lamentablem Zustand und trotzdem fast 
immer überfüllt. An den Haltestellen sind immer 
lange Schlangen von Wartenden zu sehen. 

 
 



                                                                                                                                                                     

 
 
 
 
 

14 

Auch die Stromleitungen machen einen 
heruntergekommenen Eindruck, oft auch im 
wörtlichen Sinn. Sehr oft müssen die Leitungen 
wieder auf Betriebshöhe gehievt werden, weil sie 
von einer Stange heruntergefallen sind. Die einzige 
Ausnahme, nämlich ein grünes Tram in tadellosem 
Zustand, ist jenes zum Mausoleum von Kim Il 
Sung. Es ist ein altes Basler „Drämli“!  

 
Trotz des bescheidenen Verkehrsaufkommens steht 
auf jeder grösseren Kreuzung eine Verkehrspolizis-
tin auf einer Kanzel. Mit den zackigen Bewegung-
en, dem blauen Kleidchen und den weissen Söck-
chen und dem Stab in der Hand sehen sie aus wie 
Marionetten. Notwendig sind sie eigentlich nicht. 

 
Im Koryo-Hotel haben wir immer Strom. Im Hotel 
in Wonsan fällt er jedoch häufig aus. Da auch die 
WC-Spülung nicht funktioniert, füllt mir eine 
Hotelangestellte die Badewanne mit Wasser und 
stellt mir einen Kübel daneben. Im obersten Stock 
des Koryo-Hotels ist ein Drehrestaurant. Von dort 
stellen wir leicht fest, dass die Strassen nicht 
beleuchtet sind. Bei Dunkelheit sind alle Strassen 
Pjöngjangs dunkel. Gegen 22 Uhr löscht auch die 
Beleuchtung des Bahnhofs. So funkeln nur einige 
Fenster aus den Wohnblocks in die Nacht. 
 
Handy und PC gibt es nur für wenige. Das 
Funknetz für die Handys ist dünn und funktioniert 
vor allem in der Hauptstadt. Internetzugang auch im 
besten Hotel: Fehlanzeige. 
 

Für die Sanierung von Gebäuden ist oft kein gutes 
Material vorhanden. Zum Teil sind die Gerüste und 
Arbeitsplätze der Bauleute abenteuerlich oder 
gefährlich. 

 
 

Schlussteil, Teil 5, 5.8.10  
 

Die Schweiz in Nordkorea      
 
Die Schweiz ist seit über 35 Jahren in Nordkorea 
präsent. Sie gehört zu jenen westlichen Ländern, 
die am längsten mit Nordkorea Beziehungen unter-
halten. Offiziell trat die Schweiz auf der koreani-
schen Halbinsel erstmals 1953 durch die Teilnahme 
an der Neutralen Überwachungskommission bei der 
Demarkationslinie zwischen Nord- und Südkorea in 
Aktion. Als neutraler Staat stellt die Schweiz bis 
heute an der inoffiziellen Grenze zwischen den bei-
den Ländern militärische Beobachter. 
Bei unserem Besuch in Koksan County konnten wir 
uns von der erfolgreichen Arbeit der DEZA-
Projekte in der Landwirtschaft überzeugen. Hier 
geht es um Hilfe zur Selbsthilfe für die Bauern. So 
wird z. B. die Fruchtbarkeit der Böden verbessert 
durch Bebauung mittels Fruchtfolge. Oder 
Schädlingsbekämpfung durch Insekten statt mit 
Chemikalien. Hier wird Know-how weitergegeben, 
von welchem die so unterrichteten Bauern direkt 
profitieren können.  

  
Versuchstreibhaus für Kräuter und Gemüse der Ryuli 
Cooperative Farm, Koksan 
Ich würde es ausserordentlich bedauern, wenn aus-
gerechnet diese DEZA-Projekte  dem Spar-Rotstift 
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in der Schweiz zum Opfer fallen würden. Die mo-
mentan rund 4 Mio. Franken jährlich sind gut in-
vestiert und sinnvoller als die Milchpulverliefer-
ungen, die auch nach Nordkorea gehen. Die Milch-
pulverlieferungen als humanitäre Hilfe stützen die 
diktatorische Regierung, indem sie den selbstver-
ursachten Hunger lindern und sind ohne dauer-
haften Erfolg. Die DEZA- Projekte, geleitet von 
ihrer klugen Direktorin vor Ort, Kathi Zellweger, 
machen hingegen einige Familien zu erfolgreich-
eren Landwirtsfamilien mit nachhaltiger Wirkung. 
 

Menschen  
 
Überall sieht man Menschen, die zu Fuss unterwegs 
sind. Erwachsene und Kinder. Mitten in der 
Landschaft, zwischen Feldern, neben den Strassen, 
auf dem Weg in die Hauptstadt. Sie sind 
stundenlang unterwegs, und es ist nicht immer 
ersichtlich, woher sie kommen und wohin sie ihr 
Weg führt. Manchmal sind sie mit einem Fahrrad 
unterwegs, transportieren so Säcke und anderes. 
 
Wo ein Stück Grünfläche ist, selbst auf Rasenflä-
chen in Pjöngjang, sind Erwachsene, häufig auch 
ältere Menschen zu finden mit einem Körbchen 
oder einem Säckchen. Sie suchen nach Gräsern und 
Wurzeln. Notwendige Nahrungsergänzung. Die 
Menschen haben offensichtlich Hunger.  

 
Suche nach Kräutern und Wurzeln in einem Park in 
Pjöngjang          
Die Nordkoreaner und Nordkoreanerinnen sind 
klein und dünn. Sie sind heute durchschnittlich 10 
cm kleiner als ihre „Landsleute“ in Südkorea. (Ich 
gehöre mit meinen 159 cm zu den grossen Frauen.) 
Viele Säuglinge sind abhängig von der Nahrungs-
hilfe z.B. des WFP (World Food Program) der 
UNO. 
 
Sehr oft sieht man Frauen, seltener Männer, die in 
Gruppen für uns ungewohnte Aufträge zu erfüllen 
haben: Wischen mit Beseli und Schäufelchen unter 
den Denkmälern von Kim Il Sung und Kim Jong Il. 
Rasenschneiden mit kleinen Scherchen bei den 
Streifen zwischen Strasse und Trottoir. Jäten am 
Rand der Autobahnen. 

Die Menschen sind sehr diszipliniert und geduldig 
beim Anstehen, sei dies beim Tram, beim Besuch 
des Mausoleums ihres Führers, beim Besuch der 
International Friendship Exhibition (dort werden 
die Geschenke anderer Länder für die Führer in 
zwei Marmorpalästen mit Dutzenden von Zimmern 
ausgestellt), beim Besuch von Mangyongdae, dem 
Geburtsplatz von Kim Il Sung. Als wir dort waren, 
waren auch Tausende von Kindern in 
Sonntagskleidern zu Besuch, die rastlos durch die 
Anlage geschleust werden. 
 
Spontane Kontakte zu den Menschen werden uns 
Besucherinnen systematisch verunmöglicht. Einzig 
beim Besuch der DEZA-Anlagen können wir 
unkontrolliert mit Nordkoreanern sprechen. Sie sind 
mit Antworten zu Fragen über das Leben in ihrem 
Land allerdings sehr zurückhaltend. Wenn man den 
UN-Menschenrechtsbericht 2010 zu Nordkorea 
liest, ist das sehr verständlich. Zu ihrer Arbeit und 
der Zusammenarbeit mit den DEZA-Leuten geben 
sie hingegen bereitwillig Auskunft.   

 Kinder beim Besuch der Geburtsstätte von Kim Il 
Sung  
 
Ob die Menschen in Nordkorea den Versprechen 
ihres Führers glauben oder nicht, konnte ich nicht 
in Erfahrung bringen. Diese Versprechen sind rie-
sig: 2012 wird Nordkorea ein prosperierendes, wirt-
schaftlich starkes Land sein, ist überall auf riesigen 
Plakaten zu lesen. Dieses Versprechen wird sicher 
nicht eingelöst werden. Zu desolat ist die heutige 
wirtschaftliche Situation. Und bis 2012 sind es 
nicht einmal mehr zwei Jahre. Als Zweites wird die 
Wiedervereinigung mit Südkorea in Aussicht ge-
stellt. Doch daran hat niemand ernsthaft Interesse, 
weder China, noch Japan oder die USA und auch 
nicht Südkorea. Und die Weltgemeinschaft ist nur 
mit der Frage der Atomwaffen Nordkoreas beschäf-
tigt. So wird die baldige Wiedervereinigung nur 
eine Propaganda-Geschichte der nordkoreanischen 
Führung bleiben. 
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Denkmal der Wiedervereinigung, Pjöngjang 
                                                      Hildegard Fässler, NR 
 

                                                                  

SP Kanton Thurgau   
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Förderung von Sport und Bewegung ernst 
nehmen�
 
Die  SP Thurgau  hat sich mit dem Gesetzt über 
die Förderung von Sport und Bewegung (Sport-
förderungsgesetz)  auseinandergesetzt  und    ist 
erfreut, dass  sich  der  Kanton zur Sportförder-
ung bekennt.�
 
Die Schaffung  eines  Sportförderungsgesetzes be-
grüsst  die SP sehr. Damit  wird die Bedeutung des 
Sports  für  die  Gesundheit  und das Wohlbefinden 
der Menschen jeden Alters erhöht. Um dem Gesetzt 
und  den  vorgeschlagenen Förderungsmassnahmen 
die  nötige  Verbindlichkeit  zu  verschaffen,  ist  es 
nötig, dass die vielen „kann“ und „soll“�Formulier-
ungen durch verbindliche Aussagen ersetzt werden.                                                               
 
Die SP Thurgau bedankt sich für den Vorschlag des 
Regierungsrates und hofft, dass ihre Anmerkungen 
im weiteren Verfahren berücksichtigt werden. 
27.08.2010                                                   Eveline Kunz 
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Täglich gibt es neue Meldungen, die verdeutlichen, 
dass die Dimension des Buwog-Skandals noch 

größer ist, als ohnehin schon angenommen wurde. 
Jetzt ist der verstorbene FPÖ-BZÖ-Chef Haider mit 
mutmaßlichen liechtensteinischen Konten ins 
Zwielicht geraten. . All das muss lückenlos 
untersucht werden und die Verantwortlichen sind 
zur Rechenschaft zu ziehen! SPÖ-Justizsprecher 
Hannes Jarolim fordert eine� Übertragung der 
Ermittlungen � von der Staatsanwaltschaft (StA) 
Klagenfurt hin zu einer StA eines anderen 
Bundeslands, schon um einen geringfügigen 
Verdacht der Befangenheit oder bloß eine schiefe 
Optik zu vermeiden. 
  

Millionen auf Geheimkonten 
-  Der ehemalige Kärntner Landeshauptmann Jörg 
Haider hatte laut Medienberichten Geldbeträge in 
Millionenhöhe bei Briefkastenfirmen in 
Liechtenstein geparkt. Angeblich seien im Zuge 
von� Kontoöffnungen im Zusammenhang mit 
den Justizfällen� Buwog und Kärntner Hypo 
Group Alpe Adria Bank �� Sonderermittler auf�
rund fünf Mio. Euro � gestoßen, einst sollen� es� 45 
Mio. Euro � gewesen sein, sogar� 100 Mio.� Euro 
wurden kolportiert. Rätselraten herrscht sowohl 
über die Herkunft und den Zweck des Geldes als 
auch über angeblich� drei Zugriffsberechtigte. Im 
Raum� stehen sowohl illegale� persönliche 
Bereicherung� als auch strafrechtlich bedenkliche�
Parteienfinanzierung. Die Staatsanwaltschaft� in�
Vaduz dementierte� zwar, dass Belege über hohe 
Vermögenswerte� des mittlerweile verstorbenen Ex-
FPÖ und BZÖ-Politikers entdeckt� wurden.� Die 
Staatsanwaltschaft� Klagenfurt � erklärte aber, es 
gebe�eine Zeugenaussage,�wonach es eine 45 Mio. 
Euro-Auslandszahlung auf ein Haider-Konto 
gegeben haben�soll. 
 

Geld von Gaddafi und Saddam?  
Laut Medienberichten existieren� Tagebuch-Ein-
tragungen des Ex-FPÖ-Politikers und� Lobbyisten 
Walter�Meischberger,� in welchen dieser über Zah-
lungen von 45 Mio. Euro an die� FPÖ durch� Liby-
ens Machthaber Gaddafi� berichtet. Außerdem�
soll auch Geld von� Saddam Husseins Söhnen� ge-
flossen sein – und zwar auf Konten in die Schweiz. 
Das alles will Meischberger laut� Tagebuch vom�
ehemaligen Sekretär Haiders, Franz� Koloini ,�
erfahren haben. Koloini wurde vor einem Monat 
von der Korruptionsstaatsanwaltschaft in Klagen-
furt einvernommen und habe bestätigt, dass er ge-
hört habe, dass Geld von Hussein und von Gaddafi 
an die�FPÖ geflossen sei, auf�Konten in Liechten-
stein� und der Schweiz.� Ein weiterer Insider aus 
dem unmittelbaren Umfeld von Jörg Haider bestä-
tigte laut "Österreich" die Version Koloinis: "Seit 
dem Jahr 200 gab es ein FPÖ-Konstrukt, wo immer 
wieder Millionensummen nach Liechtenstein und in 
die Schweiz überwiesen wurden." Haiders� ehema-
liger Sekretär� Gerald Mikscha� (für den die Un-
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schuldsvermutung gilt) hätte Zugriff auf die Konten 
gehabt und einen Großteil des Geldes (mehr als 30 
Mio. Euro) in London an der�Börse verspekuliert.  
  

FPÖ-BZÖ-Sittenbild  
 
Der aktuelle Skandal reiht sich lückenlos in die bis-
herigen im Zusammenhang mit Buwog- und Hypo-
Verkauf und dem� Sittenbild� der Haider-dominier-
ten Parteien FPÖ/BZÖ ein. So etwa die Vorwürfe 
gegen den damaligen� Finanzminister Grasser� (es 
gilt die Unschuldsvermutung): Dieser habe� beim 
Buwog-Verkauf� nicht die CA-IB als begleitende 
Investmentbank gewollt, die eigentlich von der 
Vergabekommission präferiert wurde, sondern 
Lehman Brothers. Es flossen� Millionen an Provi-
sionen� und angeblichen Beraterhonoraren, meist 
über Agenturen und Briefkastenfirmen. Die Frage, 
welche die Justiz seit Monaten zu klären versucht, 
lautet: Profitierten nur Grassers Freunde – sein 
Trauzeuge Walter� Meischberger,� seine Geschäfts-
kumpel Ernst Plech und Peter� Hochegger –� oder 
gab es möglicherweise auch einen Rückfluss in die 
Taschen von Politikern? In dem Zusammenhang�
wurden gegen Grasser� auch Vorwürfe wegen� fal-
scher Zeugenaussage� laut. In der Affäre um die 
Kärntner Hypo war der� Investor� Tilo Berlin ,� ein 
Freund Jörg Haiders, 2006 in die marode Landes-
bank eingestiegen. Einige Indizien sprechen dafür, 
dass zu jenen, die sich an Berlins lukrativem Han-
del beteiligten, auch Grasser zählte.��
Die umstrittenen� Privatisierungen der ÖVP/ 
FPÖ-Regierung sorgen bezüglich des Verkaufs 
des Dorotheums im Jahr 2001 für weitere Ermitt-
lungen der Justiz.� Den Zuschlag erhielt damals für 
rund eine Milliarde Schilling (73 Mio. Euro) die 
damalige Internetfirma "OneTwoSold" von Un-
ternehmer� Erwin Soravia und Christoph Dich-
and.�Bei den Buwog-Ermittlungen tauchte nun laut 
einem Bericht der Tageszeitung "Österreich" 
(Dienstag-Ausgabe) der Verdacht auf, dass bei der 
Dorotheum-Privatisierung unerklärliche "Provisi-
onen" geflossen seien.� Ebenfalls hinterfragenswert 
ist das� Eurofighter-Geschäft;� rund um die größte  
Milliardeninvestition der Zweiten Republik – ver-
antwortlich ist vor allem�Grasser -�wollen die Kor-
ruptions-Gerüchte nicht verstummen.  
  

Laxe Justiz 
Eine weitere Dimension der FPÖ-BZÖ-Grasser-
Haider-Skandale stellt� das laxe Vorgehen� der 
Justiz� dar. So kam es bisher zu� keiner Kontenöff-
nung� oder Einvernahme von Grasser.� Oberste 
Weisungsspitze der Staatsanwaltschaft und daher 
verantwortlich ist Justizministerin� Bandion-Ort-
ner,� die sich den Vorwurf der Zwei-Klassen-Justiz�
gefallen lassen muss. Bandion-Ortner hat trotz 
zahlreicher Hinweise und Aufforderungen durch 
die SPÖ viele Monate in der Buwog und Hypo-

Causa verschlafen. Die Justizministerin hat nun laut 
Medienberichten endlich eine Einvernahme Grass-
ers angekündigt.  
              Reinhold Einwallner              SPÖ Vorarlberg  
                                                     Landesgeschäftsführer                                                               
      
Fortsetzung von Seite 6  
  

Zeller zu Besuch im Polizeirevier 
Überlingen  
 
Einig waren sich die Gesprächspartner, dass jede 
Kommune die Möglichkeit bekommen sollte, ein 
Alkoholverbot für bestimmte Orte und für bestimm-
te Zeiten auszusprechen. Zeller plädierte deshalb 
für die Änderung des Polizeigesetzes, wie übrigens 
auch vom Städtetag vehement gefordert. „Ob es 
dann tatsächlich zu einem Verbot kommt, muss 
konkret vor Ort entschieden werden“. Großen Wert 
auf die polizeiliche Bewertung legt Stadtrat Udo 
Pursche, wenn es um Einschränkungen von Alko-
holkonsum geht. Besonders beeindruckend fanden 
Zeller und Pursche die Darstellung der Polizei, dass 
das Verkaufsverbot an Tankstellen eine „nachweis-
liche Verbesserung“ erbrachte. Wolfsturm: „Das 
Verkaufsverbot nach 22.00 Uhr wirkt, die Probleme 
werden geringer“. 
 
In diesem Zusammenhang plädierten Zeller und 
Pursche für eine regelmäßige Beratung der Sicher-
heitslage in den Gemeinderäten mit der Polizei. 
Einige Kommunen wie Friedrichshafen, Berma-
tingen, Salem oder Meersburg hätten gute Erfah-
rungen damit gemacht. Sowohl die SPD-Gemein-
deratsfraktion in Überlingen als auch die SPD-
Kreistagsfraktion im Bodenseekreis werden dies-
bezügliche Beratungsanträge stellen. 
 
Über die Schilderungen einer Streifenbeamtin wa-
ren Zeller und Pursche sehr betroffen. Dramatisch 
zugenommen habe die verbale Gewaltbereitschaft 
und tätliche Angriffe. Erwachsene Menschen, selbst 
ein honoriger Familienvater, hätten sich nach über-
mäßigem Alkoholgenuss oftmals nicht mehr im 
Griff. Beschämend findet der Abgeordnete, dass 
solche Widerstandsdelikte  geringer bestraft werden 
wie ein Ladendiebstahl. „Wir müssen unsere Poli-
zeibeamte wirkungsvoller vor solchen Angriffen 
schützen“, betonte Zeller. Ohnehin ist nach seiner 
Ansicht die Stellenzahl im Polizeirevier zu knapp 
bemessen, wenn man die große Aufgabenfülle be-
trachte. Allein ca. 500 Veranstaltungen, wie Feste 
und Feierlichkeiten finden in den Sommermonaten 
im Polizeirevier Überlingen (Altkreis Überlingen) 
statt. 
 
Polizeidirektor Wolfsturm legte abschließend den 
Gesprächspartnern auch nahe, die Situation der Op-
fer stärker zu beachten. Bei einem Wohnungsein-
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bruch würden sich oftmals Menschen nicht mehr 
sicher fühlen. Das Sicherheitsgefühl sei weg. Hier 
tue die Polizei alles, um diesen Menschen zu hel-
fen. Zeller stimmte zu, dass insbesondere die Poli-
tik hier gefordert sei. 
28.08.2010                             Büro Norbert Zeller, MdB 
 
 
 

 
 
 

Schlechte 
Handynetzabdeckung 

 

MdB Gerster schreibt an E-Plus-
Geschäftsführer 

 
BIBERACH – Der Biberacher SPD-Bundestagsab-
geordnete Martin Gerster hat an den Geschäftsfüh-
rer des Mobilfunkunternehmens E-Plus, Thorsten 
Dirks, geschrieben, weil Bürger sich bei ihm über 
starke Handyempfangsprobleme beschwert hatten: 
„In den vergangenen Tagen sind zahlreiche Bürger-
innen und Bürger an mich herangetreten mit der 
Klage, dass ihr E-Plus-Handy in Biberach zeitweise 
nicht funktionierte“, erklärte Gerster.  
 
Vor allem in der zweiten Julihälfte sei es stunden-, 
ja tageweise offenbar nicht möglich gewesen, über 
das E-Plus-Netz zu telefonieren oder mobile 
Datendienste wie Internet auf dem Handy in 
Anspruch zu nehmen. Wörtlich schrieb der 
Abgeordnete an Dirks: „Ich möchte Sie herzlich 
bitten, mir über den Stand des Netzausbaus im 
Landkreis Biberach und gegeben-enfalls 
aufgetretene Probleme Auskunft zu geben, da ich 
einigen Betroffenen zugesagt habe, mich mit der 
Bitte um Information an Sie zu wenden.“ Darü-ber 
möchte Gerster erfahren, inwiefern E-Plus be-
stehende Lücken bei der Netzabdeckung und bei 
den Netzkapazitäten in der Region zu schließen 
gedenkt und ob es bei kurzfristigen Netzausfällen 
für die Kunden Entschädigungen gibt.  
 
Einem Artikel des „Handelsblatts“ hatte Gerster zu-
dem entnommen, dass in mehreren Städten 
Deutschlands im Juli das E-Plus-Netz wegen 
Überlastung und Ausbauarbeiten am Netz stunden- 
und tageweise ausgefallen ist. In der Frankfurter 
Innenstadt war demnach die Versorgung für zwei 
Wochen sogar komplett zusammengebrochen, weil 
bei E-Plus Komplikationen durch den Ausbau der 
Netzkapazitäten auftreten. 
Biberach, den 18. August 2010 
                                   Bürgerbüro Martin Gerster MdB 
 
 

Service MdB Gersters für Bahnreisende 
 

Zugverbindungen und 
Pünktlichkeit sind im 
Schaufenster zu sehen 

 
BIBERACH - Der Biberacher SPD-Bundestagsab-
geordnete Martin Gerster bietet in seinem Bürger-
büro am Biberacher Bahnhof einen neuen Service 
an. Bahnreisende erhalten ab sofort über einen 
Bildschirm aktuelle Informationen über die Ab-
fahrts- und Ankunftszeiten der Züge am Biberacher 
Bahnhof. Angezeigt werden auch Verspätungen 
und Gleisänderungen. Die Informationen bezieht 
Gersters Team direkt von der Internetseite der 
Deutschen Bahn und stellt sie ohne Zeitverzug 
Interessierten im Schaufenster des MdB-Büros zur 
Verfügung. „Auch Verwandte und Freunde, die je-
manden abholen möchten, können sich auf diese 
Weise aktuell über die Ankunftszeit des betreffen-
den Zuges informieren“, so Gerster. „Die von der 
Bahn installierte Fahrgastinformation an den Bahn-
steigen halten viele für unzureichend. Ich hoffe, mit 
dem neuen Serviceangebot gegenüber die Informa-
tionslücke schließen zu können.“ 
Biberach, den 23. August 2010         Wolfgang Heinzel,    
                                     Büroleiter Bürgerbüro Biberach 
 

Verschoben 
 

Für alle, die den Termin schon vorgemerkt 
hatten: 
 

Dr. Nils Schmid und Martin 
Gerster MdB  zu Gast 

beim Altstadtfest 
 

heute erreichte das RZ (SPD-Regionalzentrum 
Biberach) eine traurige Nachricht. Wegen eines 
plötzlichen Todesfalles findet das Altstadtfest 
NICHT wie geplant am 11.09.2010 statt. Es wird 
auf einen unbestimmten Zeitraum verschoben. 
 
Mit der Bitte um Verständnis und 
Kenntnisnahme 
28.08.2010 Bruni Oehrke, RZ BC 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

SPD Kreis Biberach 
MdB  

Martin Gerster  
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Politischer Martini in Wolfegg 

lebt wieder auf 
Treffpunkt der Genossen in  

Oberschwaben 
Nach zweijähriger Pause zeigt sich, dass die von 
Rudolf Bindig eingeführte Traditionsveranstaltung 
des Politischen Martini in Wolfegg wieder 
auflebt. 
Der SPD Kreisvorsitzende Otto Ziegler erklärt in 
einer Mitteilung, dass die Veranstaltung wieder 
auflebt und „zu dem Treffpunkt der Genossen in 
Oberschwaben“ ausgebaut werden soll. 
Otto Ziegler:  „Lasst uns an die gute Tradition 
der vergangenen Jahre anknüpfen, den Politi-
schen Martini zu der SPD-Kultveranstaltung (mit 
Martinsgans-Essen und Hansi-Hanf-Band) in der 
Region Bodensee-Oberschwaben werden. Ein 
zentraler Ort für Begegnungen und Gespräche 
über die Ortsvereine und Kreisverbändegrenzen 
 hinweg.“ 
Die Bundestagsfraktion wird auch in diesem Jahr 
die wesentlichen Kosten für die Veranstaltung 
tragen und die Einladung zentral übernehmen. 
                                            
 
Zum Vormerken (Einladung folgt noch)  
 

Freitag, 12.11.2010, 
17:30 

Gasthof Post 
 

Zum Thema 
 

 „Wege aus der  
Finanzmarktkrise"  

Mit MdB Carsten Sieling und Martin 
Gerster, Mitglieder im Finanzausschuss 

(So früh, weil unser Referent wieder auf den Flieger 
muss!) 
Karl-Heinz König,                              Otto Ziegler,  
                                                              Kreisvorsitzender 

 
Rudolf Bindig wird 70 

 
Unser langjähriger SPD-Bundestagsabgeordneter 
des ehemaligen  Wahlkreises Ravensburg – Boden-
see feiert am 06. September seinen 70. Geburtstag. 
Der Förstersohn aus Goslar im Harz  gehört seit 
1967 der SPD an und hat sich seither immer aktiv 

in die Politik eingebracht. Rudolf war von 1976 bis 
2005, also 29 Jahre Bundestagsabgeordneter.  In 
dieser Zeit war er unter anderem Vorsitzender des 
Unterausschusses für humanitäre Hilfe des 
Auswärtigen Ausschusses, seit 1983 Sprecher für 
Menschenrechte und humanitäre Hilfe der SPD-
Fraktion, Vertreter der Bundesrepublik Deutschland 
in der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarates zugleich Vertreter in der Versammlung 
der Westeuropäischen Union.  Menschenrechte sind 
eine Herzensangelegenheit von Rudolf, dafür hat er 
sich  auch selbst oft in Gefahr begeben.  Als 
Berichterstatter des Europarates für Tschetschenien 
hat er diese Krisenregion mehrfach besucht. 
 
Rudolf gehörte dem SPD-Landesvorstand 16 Jahre 
lang an, von 1996 bis 2009 war er Vorsitzender des 
SPD-Kreisverbandes Ravensburg.  Die Politik 
fasziniert ihn auch noch  heute und zum Glück 
nicht nur als Beobachter. Seit 2009 gehört Rudolf 
Bindig dem Kreistag an und ist mit seiner 
Erfahrung und seinem Wissen in der Fraktion eine 
„sichere Bank“.  
 
Der Mensch Rudolf Bindig ist Naturfreund und 
Ornitologe. Als ausgezeichneter Pilzkenner pirscht 
er im Spätsommer durch heimische Wiesen und 
Wälder, immer auf der Suche nach diesen 
Köstlichkeiten.  Seine weiteren Hobbies sind 
Fotografieren und  Angeln.  
 
Der Rote Seehas, der Kreisverband Ravensburg mit 
Otto Ziegler gratulieren Rudolf ganz herzlich zum 
runden Geburtstag. Wir wünschen ihm weiterhin 
gute Gesundheit und noch viele schöne Reisen. 
                            Ingrid Staudacher, Karl-Heinz König 
 
 
 
 
 
 
 
 

Schwarz-Gelb – eine 
Pannenregierung auch im 

Bereich Straße und 
Schiene  

 

Von vollmundigen Ankündigungen ist keine 
Rede mehr und selbst das Erreichte ist in 
Gefahr.  
 
Die schwarz-gelben Sparbeschlüsse sind in aller 
Munde. Im Zentrum der allgemeinen Empörung 
stehen – vollkommen zu Recht – die massiven Kür-
zungen im Bereich Familie, Soziales und Arbeit. 
Weniger Aufmerksamkeit erfährt bisher die Tatsa-
che, dass auch die Verkehrspolitik massiv betroffen 

 

SPD Kreis Ravensburg 
 

BayernSPD 
SPD Kreisverband Lindau 
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ist. Wir wissen es aus der Vergangenheit: Gerade 
für Schwaben und das Allgäu ist Verkehrspolitik 
eine Existenzfrage, man denke nur an den 
Tourismus und an die Unternehmen der Region.  
 
Ein halbes Jahr ist diese Bundesregierung im Amt, 
die Bilanz ist auch im Verkehr nicht besser als in 
den anderen Politikfeldern. Massive Einsparungen 
und Verschlechterungen stehen an. Für Investitio-
nen in die Verkehrsinfrastruktur fallen in den kom-
menden Jahren zunächst die Mittel der Konjunktur-
programme I und II in Höhe von zwei Milliarden 
pro Jahr weg. Bundesminister Dr. Peter will dar-
über hinaus jährlich 200 Millionen Euro im dispo-
niblen Bereich für Investitionen kürzen. Darüber 
hinaus entzieht der Minister dem Verkehrsträger 
Schiene jedes Jahr eine halbe Milliarde Euro, indem 
er die DB AG zu einer Ausschüttung einer Divi-
dende in dieser Höhe zwingt. 
  
Diese wird dem Stopfen allgemeiner Haushalts-
mittel dienen und bei Investitionen der Deutschen 
Bahn AG in die Infrastruktur fehlen. Erst jüngst 
war wieder der schlechte Zustand der Bahnhöfe 
Thema, viele Orte warten auf Verbesserungen - 
gerade in den Touristenorten im Allgäu. Fakt ist: 
Investitionen in Bahnhöfe, die von der DB AG 
finanziert werden, fallen in Zukunft aus. Erneu-
erung und Ausbau von Bahnverbindungen finden 
nicht statt.  
 
Ramsauer hat im Ausschuss für Verkehr 
angekündigt, dass nach der Sommerpause die 
gesetzlich vorgeschriebene Überprüfung aller 
Straßen- und Schienenprojekte des vordringlichen 
Bedarfs aus den Ausbaugesetzen erfolgt sein soll. 
Die Neuberechnung des Kosten-Nutzen-
Verhältnisses der Verkehrsprojekte wird er wohl 
dazu verwenden, neue Prioritäten bei der 
Finanzierung und Umsetzung von 
Verkehrsprojekten in der ganzen Republik zu 
setzen. Im Klartext heißt das, der Ausbau von 
Bundesstraßen, der Neubau von Ortsumgehungen, 
die Ertüchtigung von Schienenprojekten wird 
gestrichen, gestreckt, geschoben.  
 
Zwar konnte ich mithelfen, dass für Schwaben in 
den letzten Jahren unter SPD-Verkehrsministern die 
ganz wichtigen Infrastrukturprojekte realisiert wur-
den – ein Glück, muss man aus heutiger Sicht sagen 
-, aber wichtige Maßnahmen wie die dringend be-
nötigte Umfahrung Rieder im Verlauf der B16 sind 
vor diesem Hintergrund ungewiss. Gar nicht zu 
denken ist an den Ausbau der B12 zwischen Buch-
loe und Kempten, den Ministerpräsident Seehofer 
vor einem Jahr vollmundig versprochen hat.  
Die SPD-Bundestagsfraktion lehnt dieses Sparpaket 
ab, denn Investitionen in den Verkehrsbereich sind 
heute wichtiger denn je. Die Regierung lehnt jede 
echte Einbeziehung der großen Vermögen und der 

Gewinner der staatlichen Bankenrettung zur Ver-
besserungen der Staatseinnahmen ab. Stattdessen 
zieht sich der Staat von seinen Aufgaben zurück: 
Schlaglochpolitik und Sozialabbau – zwei Seiten 
der gleichen verfehlten Politik. 
                        Gastbeitrag von Heinz Paula,    MdB  
                       in Newsletter Ausgabe 16 / August 2010: 
                                            Dr. Paul Wengert, MdL, BY  

                                                                        

Schwarz-Gelb muss weg und 
Merkels Politik auch 

 
Liebe Freundinnen, liebe Freunde, 
 
irgendwie, so lese ich es, bedauert die SPD die 
Merkelsche Politik, warum eigentlich? Die SPD‘ler 
jammern darüber wie schlecht diese Politik sei, statt 
sie anzugreifen und der Bevölkerung jeden Tag 
vorzutragen, dass Merkel und ihre Wasserträger in 
CDU/ CSU und FDP den Staat und damit uns alle 
in den Ruin treiben. hab so meine Zweifel, Hartz IV 
und Rente mit 67 ist noch nicht vergessen. 
 
Wenn die SPD in den Umfragen steigt, dann nicht 
wegen ihrer Politik, sondern weil Schwarz-Gelb 
abgewirtschaftet hat, und das sollten wir jeden Tag 
hinaus posaunen. 
 
Schwarz Gelb ist nicht gut für die Menschen und 
unser Land. 
 
Schwarz Gelb muss weg 
                                                                   Manfred Heeb 
Namen und Notizen:  
 

Steinmeiers Doppelgänger bei 
den Roten Radlern 

 
Zu einer Begegnung der besonderen Art kam es am 
sechsten Tag der „Roten Radler“ um SPD-Frakti-
onschef  Markus Rinderspacher in Großwallstadt/ 
Unterfranken: 
 
Rinderspacher (er  hat inzwischen 300 Kilometer 
seiner Tour durch Bayern hinter sich), seine Land-
tagskollegen Karin Pranghofer  und Harald 
Schneider sowie 50 rote Radler staunten nicht 
schlecht, als sie von Ralf Peter Spietz, Geschäfts-
führer des Handballzentrums beim TV Groß-
wallstadt, begrüßt wurden. Der Chef des Sportzent-
rums ist dem Vorsitzenden der SPD-Bundestags-
fraktion, Frank-Walter Steinmeier, wie aus dem 
Gesicht geschnitten. Rinderspacher bot dem Mana-
ger spontan einen Job in der SPD an: "In unserem 
Casting für ein Wahlkampf-Double haben Sie beste 
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Chancen!" Spietz zeigte Humor: "Vielleicht wird 
mich meine Frau 2013 am Frühstückstisch mit Herr 
Bundeskanzler begrüßen."  

 
Unser Foto zeigt: Karin Pranghofer, Harald 
Schneider, Ralf Peter Spietz und SPD-Fraktionschef 
Markus Rinderspacher. (von links. Foto ohne 
Honorar)  
 
Um auch Kindern aus Familien, die nur wenig Geld 
zur Verfügung haben, eine Teilnahme an den Feri-
encamps, Freizeiten und mehrtägigen Ferienerleb-
nissen zu ermöglichen, hat die Kommunale Jugend-
arbeit (KoJa) der Stadt Augsburg die Aktion Licht-
blicke für benachteiligte Kinder" gestartet, bei der 
Bürgerinnen und Bürger der Stadt Augsburg als 
„Tschamp-Paten" die Teilnahme am Ferienpro-
gramm ermöglichen können.  
 
Der SPD-Landtagsabgeordnete Dr. Linus Förster ist 
Schirmherr des Theatercamps von Tschamp und er 
wettet für den guten Zweck gegen den Chef der 
Augsburger Cityinitiative Augsburg (CIA): 
Wenn es Förster gelingt, am Freitag, 30. Juli, 30 
Musikerinnen und Musiker zu einem Spontan-
konzert auf dem Willy-Brandt-Platz vor der 
City-Galerie zu versammeln, wird die CIA 
mehrere Tschamp-Patenschaften spenden – wenn 
nicht, dann müssen Förster und seine Musikerkolle-
gen so lange weiterspielen, bis sie Spenden für vier 
Patenschaften gesammelt haben. Gespielt werden 
soll u. a. das Lied „Lady in Black" in a-Moll.   
Pressemitteilung:                 SPD-Landtagsfraktion BY 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

„Staatliche und  
gesellschaftliche Kräfte 
müssen sich ergänzen!“ 

 
Dies war das Fazit das die SPD-Politikerin Hilde 
Mattheis und die Geschäftsführerin des Ulmer 
Hauses der Begegnung Pfarrerin Michaela Köger 
nach ihrem Gespräch am Montag zogen. 
 
Im Rahmen ihrer kleinen Sommertour besuchte 
Hilde Mattheis das Haus der Begegnung, das Be-
gegnungs- und Bildungszentrum der evangelischen 
Kirche Ulm. Schwerpunkt des Gespräches war die 
Erwachsenenseelsorge und -bildung.  
 
Pfarrerin Köger berichtete über ihre Erfahrungen im 
Bereich Trauerarbeit und dem Dialog  zwischen 
den Religionen im Alltag. Ihrer Meinung nach  su-
chen die Menschen immer häufiger den direkten 
Kontakt. Dabei geht der Beratungsbedarf mittler-
weile weit über die Trauerarbeit hinaus und betrifft 
viele Lebenslagen. Hier unterstrichen beide Ge-
sprächspartnerinnen noch einmal, wie wichtig die 
Finanzierung und Unterstützung von staatlicher 
Seite ist. Mattheis sieht hier insbesondere auch den 
Staat in der Pflicht.  
 
„Wir sehen jeden Tag wie wichtig Unterstützung 
für den Einzelnen ist, wir haben eine Vielfalt von 
Einrichtungen die gut sind. Es ist eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe, dass diese ohne 
finanzielle Probleme ihrer Aufgabe nachkommen 
können.“  so Mattheis am Ende des Gespräches. 
28.07.2010 Wahlkreisbüro Hilde Mattheis, MdB 
 

Hilde Mattheis hinter Gittern 
– Zu Besuch in der  

Justizvollzugsanstalt Ulm 
 

Am Donnerstag besuchte Hilde Mattheis die JVA 
Ulm. In einen Gespräch mit dem Anstaltsleiter 
Herrn Regierungsdirektor Schiefelbein, seinem 
Stellvertreter Herrn Dr. Webel und dem Personalrat 
informierte sich Mattheis über die JVA und die 
Probleme des Personals. Eckpunkte des Gesprächs 
waren die „Pension mit 62“ und Probleme bei 
Beförderungen. „Eine Erhöhung des Pensionsalters 
zu Lasten der Sicherheit sei, wie im Polizeidienst, 
im Strafvollzug nicht akzeptabel. Hier muss 
deutlich von Seiten der Landesregierung 
nachgebessert werden“ stellte Hilde Mattheis fest. 

SPD Kreis Ulm 

MdB Hilde Mattheis 
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Nach dem Gespräch besichtigte Mattheis gemein-
sam mit Herrn Schiefelbein und anderen Mitarbei-
tern der JVA den offenen Vollzug in der Thalfinger 
Straße. In der Hauptanstalt des ehemaligen Fes-
tungsgefängnisses haben die Insassen die Möglich-
keit in verschieden Berufen sich wieder an einen 
geregelten Arbeitsablauf zugewöhnen. Dies schafft 
die Voraussetzungen, für eine erfolgreiche Wieder-
eingliederung nach Verbüßung der Haft. Regie-
rungsdirektor Schiefelbein machte klar: „Die Chan-
ce, die wir Gefangenen hier anbieten wird von der 
überwiegenden Mehrheit wahrgenommen. Wir ha-
ben nur eine geringe Zahl an Regelverletzungen, 
denn ein Verstoß würde dazu führen, dass die Ge-
fangenen wieder in den geschlossenen Vollzug 
überstellt werden würden.“ Mattheis zeigte sich vor 
allem von dem qualitativ sehr hochwertigen Ar-
beitsbereich der Büromöbelherstellung sehr ange-
tan.  
 
Zum Abschluss besichtigte Mattheis die Außen-
stelle „Frauengraben 4“. In dem geschlossenen 
Vollzug verbüßen Gefangene eine Freiheitsstrafe 
von bis zu 15 Monaten bzw. sind dort während der 
Untersuchungshaft untergebracht. In dem 2008 
generalsanierten Bau, machte sich Mattheis über 
die Situation von aktuell ca. 60 Gefangenen kundig.  
 
Am Ende fasste Hilde Mattheis zusammen: 
„Hoheitliche Aufgaben, zu denen auch Strafvollzug 
gehört, dürfen nicht privatisiert werden, sondern 
müssen in staatlicher Verantwortung bleiben. Die 
Ulmer JVA ist ein sehr gutes Beispiel für eine gute, 
staatlich geführte Anstalt.  
 
Privatisierungsbestrebungen von FDP und CDU 
muss entschieden entgegengetreten werden!“   
Zum 02.08.2010  Wahlkreisbüro Hilde Mattheis, MdB 
 

 
 
 
 
 

Anlässlich der Veröffentlichung des 
Krankenhausreports 2010  
 

Hilde Mattheis plädiert für 
ein umfassendes Konzept 

zur Prävention 
und Behandlung von  

psychischen Erkrankungen  
 

17 Prozent aller Behandlungstage in deutschen 
Kliniken entfallen inzwischen auf psychische 
Erkrankungen. Zu diesem Ergebnis kommt der 
gestern vorgestellte Krankenhausreport 2010 der 
Barmer Ersatzkasse.1990 betrug der Anteil noch 8 
Prozent. 
 
Angesichts dieser Zahlen warnt die stv. Sprecherin 
der AG Gesundheit und Berichterstatterin für 
Psychiatrie der SPD-Bundestagsfraktion Hilde 
Mattheis: „Psychische Erkrankungen sind auf dem 
Weg zur Volkskrankheit. Bei der Prävention, 
Behandlung, Rehabilitation und der Teilhabe 
psychisch Kranker am Arbeitsleben gibt es immer 
noch viel zu tun. Die Bundesregierung muss zügig 
ein Gesamtkonzept erarbeiten, Hilfsangebote 
müssen ausgebaut werden und für die Betroffenen 
transparent und leicht zugänglich sein.“ 
 
Mattheis weiter: „Nach wie vor gibt es erheblichen 
Handlungsbedarf. Wir brauchen mehr Prävention, 
die bereits bei Kindern und Jugendlichen ansetzt 
und die in der Arbeitswelt mehr Angebote zum 
Abbau psychosozialer Belastungen bereitstellt. In 
der ambulanten wie stationären Versorgung fehlt 
Personal, die Wartezeiten für einen Termin beim 
Psychiater oder für einen Therapieplatz sind zu 
lang. Eine ambulante Rehabilitation und Nachsorge 
für psychisch Kranke, die Therapieabbrüche, 
Rückfälle und die Wiederaufnahme in stationäre 
Einrichtungen reduziert, ist in Deutschland so gut 
wie gar nicht vorhanden. Hier muss sich dringend 
etwas tun. Immer noch sind kaum spezifische 
Maßnahmen zu erkennen, psychisch Kranken die 
Teilhabe am Arbeitsleben zu ermöglichen. Viel zu 
viele fallen aus dem Arbeitsleben heraus. Das muss 
nicht sein.“ 
 
Psychische Störungen kommen in allen 
gesellschaftlichen Schichten vor. Das Risiko, im 
Laufe seines Lebens eine psychische Krankheit zu 
bekommen, liegt dem Bundesgesundheitssurvey 
1998 zufolge bei 42,6 Prozent. Die häufigste 
psychische Störung sind nach einem Bericht der 
Techniker Krankenkasse 2008 Depressionen. 
Gründe für den Anstieg der Behandlungstage sieht 
die Barmer-Studie in instabilen wirtschaftlichen 
Verhältnissen vieler Menschen und zunehmenden 
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familiären Probleme. Zudem sei die Behandlung 
psychischer Erkrankungen zeitaufwendig: Frauen 
bleiben im Durchschnitt 26 Tage in der Klinik, 
Männer 20 Tage. Die durchschnittliche 
Verweildauer aller Krankenhausbehandlungen  lag 
im vorigen Jahr bei 8,5 Tagen. 
28.07.2010 Wahlkreisbüro Hilde Mattheis, MdB 
 
Zu den steigenden Zahlen psychischer 
Erkrankungen erklärt Hilde Mattheis, 
stellvertretende gesundheitspolitische 
Sprecherin der SPD-Bundestagsfraktion und 
Berichterstatterin für psychische 
Erkrankungen: 
 

Steigenden Zahlen 
psychischer Erkrankungen 

mit Gesamtkonzept 
entgegen wirken  

 
„Um Menschen mit psychischen Erkrankungen zu 
helfen, brauchen wir ein Gesamtkonzept, in dem 
Prävention und die Verkürzung von Wartezeiten 
auf einen Therapieplatz wichtige Bausteine sind. 
Bund, Länder und Kommunen müssen ihre Ver-
antwortungsbereiche ernst nehmen und ihre Ange-
bote aufeinander abstimmen, “ fordert Mattheis. 
 
„Psychisch Kranke brauchen schnelle und  niedrig-
schwellige Hilfsangebote. Je früher psychische 
Erkrankungen erkannt und behandelt werden, desto 
größer sind die Heilungschancen. Dies gilt gerade 
für depressive Erkrankungen. Insbesondere die 
Versorgungsstrukturen für psychisch erkrankte 
Kinder und Jugendliche müssen verbessert werden. 
Hier beträgt die Wartezeit auf einen Therapieplatz 
in manchen Regionen Deutschland bis zu einem 
Jahr, “ so  Mattheis. 
 
„Wenn die Einschätzung von Experten zutreffend 
ist, dass viele Menschen den psychischen Druck am 
Arbeitsplatz nicht mehr aushalten, müssen die 
Arbeitgeber entsprechende Vorkehrungen treffen. 
Die guten Erfahrungen, die viele Unternehmen mit 
Unfallverhütungsmaßnahmen und Gesundheitsprä-
vention machen, müssen nun auch für die Risiken 
psychischer Erkrankungen angewandt werden,“ 
fordert Mattheis. Dies sei auch im Sinne der Un-
ternehmen. 
 
Laut statistischem Bundesamt sind die Ausgaben 
für psychische Erkrankungen zwischen 2002 und 
2008 um 32 Prozent gestiegen. Die Behandlung von 
Depressionen kostete 2008 5,2 Mrd. Euro, die 
Behandlung von demenziellen Erkrankungen 9,4 
Mrd. Euro. Als Grund für die steigenden Krankheit-
szahlen werden Belastungen am Arbeitsplatz aber 

auch eine allgemein höhere Sensibilität gegenüber 
psychischen Krankheitsbildern vermutet. 
12.08.2010          Wahlkreisbüro Hilde Mattheis, MdB 
Der 4. Armuts- und Reichtumsbericht:   
 

Die Bundesregierung berichtet 
nicht 

über den Reichtum  
 

Zur Antwort der Bundesregierung auf die 
Kleine Anfrage Zur „Vorbereitung und 
Stand des 4. Armuts- und Reichtumsbe--
richts der Bundesregierung in der 17. 
Wahlperiode“ der SPD-Bundestagsfraktion 
(Drs. 17/2749) erklärt die Sprecherin der 
Arbeitsgruppe Verteilungsgerechtigkeit und 
soziale Integration der SPD-Bundestags-
fraktion,Hilde Mattheis:  
 
Die Bundesregierung bleibt in ihrer Antwort zur 
Vorbereitung des nächsten Armuts- und Reichtums-
berichts noch immer ungenau. Es bleibt zu befürch-
ten, dass ein klares Bild über den Reichtum in un-
serem Land weiterhin nicht möglich ist. 
 
Das in der Antwort erwähnte Forschungsprojekt zu 
den Möglichkeiten und Grenzen der Reichtumsbe-
richterstattung wird vermutlich nicht ausreichen, 
um für den Abbau von Forschungsdefiziten und die 
Einbeziehung bisher ausgeblendeter Hintergründe 
zu sorgen. Benötigt wird eine klare Reichtumsana-
lyse, in der die "Superreichen" sowie Umfang und 
Wirkung von Erbschaften und Schenkungen einbe-
zogen werden. Die Erfassung sonstiger vermögens-
relevanter Größen (Steuern, Betriebsvermögen), 
Lohnarbeit und Kapital, Reichtum und Eliten, 
Durchlässigkeit von Gesellschaftsbereichen, 
immaterielle Werte (gesellschaftliche Vernetzung, 
Mitgliedschaften) – dürfen nicht unterschlagen wer-
den. 
 
Denn wir wissen: Die Schere zwischen arm und 
reich ist in Folge der Finanzmarktkrise weiter aus-
einandergegangen. Es gibt mittlerweile Zahlen, die 
belegen, dass die Vermehrung des Reichtums und 
der großen Vermögen ungebremst weitergeht. 
 
Und obwohl die öffentlichen Haushalte inzwischen 
in außergewöhnlicher Weise belastet sind und die 
Handlungsfreiheit aller staatlichen Ebenen erheb-
lich eingeschränkt ist, wird der private Reichtum 
vermutlich weiterhin ausgeblendet. Ein Blick auf 
die Reichen in unserem Land soll sich erst gar nicht 
einstellen, um z. B. das Sparpaket zu Lasten der 
Armen im Lande durchzuboxen. 
 
Wir brauchen eine ungeschönte Analyse zur sozi-
alen Lage in Deutschland, um sachgerechte politi-
sche Antworten für eine umfassende Krisenbewäl-
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tigung geben zu können. Ohne die Einbeziehung 
der Verursacher und Gewinner der Krise wird ein 
sozialer Ausgleich nicht zu haben sein. Wir müssen 
den Reichtum nutzen, um Armut bekämpfen zu 
können, die Mittelschicht zu stärken und die Kosten 
der Krise gesellschaftlich ausgewogen und gerecht 
verteilen zu können. 
 
Die angekündigte Verbesserung der Datenlage 
durch die Sicherstellung einer zuverlässigen und 
umfassenden Überschuldungsstatistik brauchen wir 
auch in anderen Bereichen schon im vierten 
Armuts- und Reichtumsbericht. Das gilt ebenso für 
die Einführung von Anleitungen und Konzepten für 
zielgenaues politisches Handeln, damit die getroffe-
nen Maßnahmen kontinuierlich evaluiert sowie auf 
Effektivität und Effizienz hin kontrolliert werden 
können. 
20.08.2010           Wahlkreisbüro Hilde Mattheis, MdB 
 

Aufruf:  

Reichtum nutzen,  
Armut bekämpfen,  

Mittelschicht stärken  
 

Für eine sozialdemokratische Arbeits- und 
Arbeitsmarktpolitik – Für eine sozialdemo-
kratische Bildungsoffensive – Für einen 
starken Sozialstaat – Für gerechtere 
Steuern 
 
Mit diesem Aufruf haben sich Sozialdemokratinnen 
und Sozialdemokraten im Sommer 2008 zu Wort 
gemeldet und in der Anfangsphase der schwersten 
Finanz- und Wirtschaftskrise Forderungen formu-
liert, die größtenteils heute - zwei Jahre später – 
von einer breiten Mehrheit der Partei unterstützt 
und mitgetragen werden. Jetzt zeigt sich mehr denn 
je: 
Die SPD ist die einzige Partei, die die Kraft und 
den Willen hat, Reichtum zu nutzen, Armut zu 
bekämpfen und die Mittelschicht zu stärken. 
Doch die Krise ist nicht überwunden. Verteilungs-
ungerechtigkeiten weiten sich aus. Es wird immer 
offensichtlicher, dass die Entkoppelung der Finanz-
wirtschaft von der Realwirtschaft, die durch die 
immer ungleichere Verteilung von Macht und Geld 
erst möglich wurde, Krisen katastrophalen Ausmaß-
es erzeugt. 
Trotzdem wird weiter spekuliert - mit all den immer 
deutlicher werdenden negativen Auswirkungen auf 
die überwiegende Mehrheit der Bevölkerung: 
Neben einer schleichenden Destabilisierung des 
gesamten Wirtschaftssystems hat die Handlungsfä-
higkeit der Staaten durch Unterfinanzierung gelitten 
und ist der öffentliche Sektor systematisch priva-

tisiert worden. Die Demokratie wird dadurch 
schrittweise untergraben. 
Weltweit verlieren Menschen ihre Lebensgrundlage 
– ihren Arbeitsplatz. Eine rasante Zunahme der Ein-
kommensungleichheit in vielen Ländern, vor allem 
auch in Deutschland, ist die Folge. Hier stieg in den 
letzten zwei Jahren mit der Ungleichheit der 
Einkommen und Vermögen die Sparquote – in 
wenigen Händen konzentriert – stark an, der 
Konsum blieb schwach, das Wachstum niedrig. 
Unser Wirtschaftswachstum wurde immer mehr 
vom Export und der Verschuldungsbereitschaft der 
Defizitländer abhängig. In Deutschland geht das 
einher mit schwachen Lohnzuwächsen bzw. sogar 
Anfang 2010 einem seit dem Zweiten Weltkrieg 
erstmaligen Rückgang des Bruttolohns. 
 
Es geht daher nicht nur um die Überwindung 
der aktuellen Krise, sondern vor allem darum, 
die Weichen für die Zukunft so zu stellen, dass 
solche Krisen nicht mehr entstehen können. 
Denn Rettungsschirme für Banken, die Wirt-
schaft und auch für den Euro können lediglich 
kurzfristige Stabilität in unser Wirtschaftssys-
tem bringen. 
Die Sozialdemokratie kann und muss politische 
Antworten aufzeigen, um krisenhafte Entwick-
lungen zu verhindern und die Wirtschaft so um-
zugestalten, dass sie dem Menschen dient und 
unsere Gesellschaft solidarisch organisiert wird. 
Das heißt: 
1. Wir brauchen eine neue Struktur der 
Finanzwirtschaft und der Banken. 
2. Wir brauchen einen sozialen und ökologischen 
Umbau der Wirtschaft, der Grenzen setzt und 
Chancen eröffnet. 
3. Wir müssen unsere Gesellschaft solidarisch 
organisieren. Wir brauchen eine Stärkung des 
öffentlichen Sektors. 
Wir brauchen eine neue Balance von öffentlicher 
Verantwortung und Verpflichtung des Eigen-
tums auf die Wohlfahrt der Gesamtheit der Ge-
sellschaft und eine grundlegend andere Form des 
Wirtschaftens. 
Vor diesem Hintergrund und dem Erfolg, dass viele 
der Positionen und Forderungen aus dem Sommer 
2008 mittlerweile von einer breiten Mehrheit in der 
Partei getragen werden und in Beschlüsse des 
Parteipräsidiums aufgenommen sind, präzisieren 
wir an einzelnen Punkten unsere Forderungen und 
werben darüber hinaus für: 
 

Reichtum nutzen, Armut bekämpfen, 
Mittelschicht stärken  

 

Durch sozialdemokratische Arbeits- und 
Arbeitsmarktpolitik 
- Mitbestimmung der Betriebsräte über den Einsatz 
von Leiharbeit. 
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- Grundlegender Ausbau der Mitbestimmung. 
- Befristung für Leiharbeit sowie Quotierung und  
Aufschlag nach einer gewissen Übergangszeit (Pre-
kariatszuschlag). 
- Zurückfahren der Werkvertragskontingente. Rigo- 
rose Prüfung der Werksverträge hinsichtlich der 
Einhaltung tariflicher und arbeitsrechtlicher 
Bedingungen. 
-  Vollständige Abschaffung von Minijobs und 
Midi-jobs oberhalb einer Bagatellgrenze. 
-  Meldepflicht von Praktikanten/Praktikantinnen. 
-  Praktikum ist Teil der Ausbildung. 
-  Abschaffung der 1-Euro-Jobs, ersetzen durch so-
zialversicherungs pflichtige Beschäftigung. 
-  Ausbau des öffentlichen Beschäftigungssektors in  
den Bereichen Gesundheit, Bildung, Kultur. 
 

Durch einen starken Sozialstaat 
- Entwicklung der Rente zu einer universalen Sozial 
versicherung (orientiert am Schweizer Modell):  
Alle zahlen entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit 
ein, aus allen Einkommensarten und ohne Beitrags-
bemessungsgrenze. Mindestrente bei langjähriger 
Beitragszahlung oberhalb des Niveaus der Grund-
sicherung und Deckelung der Rentenhöhe.  Zusätz-
lich obligatorische Betriebsrente. Zurücknahme der 
Rente mit 67. 
- Fortführung der Altersteilzeitregelung und Ein-
führung einer Altersgleitzeitregelung (flexible Über 
gänge ins Rentenalter). Teilrente attraktiv machen. 
- Aussetzung des Gesundheitsfonds. 
- Anhebung der Hartz IV-Regelsätze und jährliche  
Anpassung an   den Inflationsausgleich, Auswei-
tung der einmaligen Bedarfe. 
- Entwicklung europäischer Sozialstandards. 

Durch gerechte Steuern 
- Steuerwettbewerb begrenzen durch Harmoni-
sierung des Unternehmenssteuerrechts und Ge-
währleistung  von Mindeststeuersätzen auf euro-
päischer Ebene, um die Steuerzahlung  interna-
tionaler Unternehmen zu sichern. 
- Neujustierung der Progression bei der Einkom- 
menssteuer. Die unteren und mittleren Einkommen  
müssen entlastet, höchste Einkommen stärker be- 
lastet werden. 
- Neuorientierung des Familienleistungsausgleichs:  
  Vom Ehegattensplitting zu kinderbezogenen Leis- 
  tungen. 
 

Durch eine solidarische Beschäftigungs-
versicherung 
- die als Teil des vorsorgenden Sozialstaates durch 
ein Recht auf Weiterbildung präventiv vor Arbeits- 
losigkeit schützt, 
- die verschiedene Wechselfälle und Übergänge in 
der Erwerbsbiographie absichert, 
-  die Jobgesundheitsmaßnahmen und Auszeiten für 
Pflege, Kindererziehung und Qualifizierung zu ver-
nünftigen Konditionen ermöglicht und 

- die alle Beschäftigten – unabhängig ob abhängig 
beschäftigt oder selbständig – einbezieht. 
 
Zu diesem Konzept gehört auch der Ausbau eines 
öffentlich geförderten Arbeitsmarktes in lokaler 
Verantwortung mit sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigungsverhältnissen für Personen, die auf-
grund ihrer persönlichen Situation vorübergehend 
nicht in den ersten Arbeitsmarkt integriert werden 
können. 
über                                      Büro Hilde Mattheis, MdB 
  

II. Internationale Konferenz 
sozialistischer Frauen jährt 
sich zum 100. Mal:  

der Beginn des 
Internationalen Frauentages 

 

Anlässlich des 100jährigen Jubiläums der II. 
Internationalen Konferenz sozialistischer 
Frauen vom 26. August 1910 in Kopenhagen 
erklärt die Bundesvorsitzende der Arbeitsge-
meinschaft Sozialdemokratischer Frauen 
(ASF) und stellvertretende SPD-Fraktions-
vorsitzende, Elke Ferner: 
 
Morgen vor 100 Jahren fand die II. Internationale 
Konferenz Sozialistischer Frauen mit rund 100 
Teilnehmerinnen aus 17 Nationen in Kopenhagen 
statt – unter ihnen auch die ersten drei Frauen, die 
zu einer Zeit als nur wenige Frauen das Wahlrecht 
besaßen in das finnische Parlament gewählt worden 
waren. Die Konferenz hat nicht nur die Beziehung-
en zwischen den sozialistischen und sozialdemokra-
tischen Frauen der verschiedenen Länder erweitert 
und gestärkt, sondern markiert auch den Beginn des 
Internationalen Frauentages. Neben dem Ruf nach 
Gleichberechtigung und dem Erhalt des internatio-
nalen Friedens wurden Resolutionen zur staatlichen 
Kranken- oder Mutterschaftsversicherung verab-
schiedet. Ein allgemeines Wahlrecht wurde gefor-
dert und der Internationale Frauentag auf den Weg 
gebracht. 
 
Die deutsche Clara Zetkin, die anlässlich der ersten 
Konferenz in Stuttgart drei Jahre zuvor zur Interna-
tionalen Sekretärin der Sozialistischen Fraueninter-
nationale gewählt wurde, forderte zusammen mit 
der Genossin Käthe Duncker und anderen: 
 
„Bei der alljährlichen Maifeier – ganz gleich in 
welcher Form sie stattfindet – muss die Forderung 
der vollen politischen Rechtsgleichheit der Ge-
schlechter betont werden. Im Einvernehmen mit 
den klassenbewussten politischen und gewerk-
schaftlichen Organisationen des Proletariats in ih-
rem Lande, veranstalten die sozialistischen Frauen 
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aller Länder jedes Jahr einen Frauentag, der in ers-
ter Linie der Agitation für das Frauenwahlrecht 
dient. Die Forderung muss in ihrem Zusammen-
hange mit der ganzen Frauenfrage der sozialisti-
schen Auffassung gemäß beleuchtet werden. Der 
Frauentag muss einen internationalen Charakter 
tragen und ist sorgfältig vorzubereiten.“ 
 
Der erste Internationale Frauentag fand bereits im 
Folgejahr, am 19. März 1911, in Deutschland, Dä-
nemark, Österreich, der Schweiz und den USA 
unter reger Beteiligung von Millionen von Frauen 
statt. Seit 1921 wird der Internationale Frauentag 
am 8. März begangen und ist bis heute ein Meilen-
stein und eine wichtige Möglichkeit, frauenpoliti-
sche Missstände anzusprechen und aktiv anzuge-
hen. 
25.08.2010 Pressestelle SPD 
 

                                                                                                                                                                                                                                          
 

Stuttgart 21 eine 
Herausforderung für die 

Demokratie 
 

Scheibchenweise kommen Fakten an den Tag, wer-
den Details, die Fehlplanungen verheißen, bekannt 
und wird die Kostenexplosion bei dem Großprojekt 
Stuttgart 21 offensichtlich 
 
Gleichzeitig wird von den Vertragsparteien jede 
Diskussion zu Verträgen verweigert und die wach-
senden Proteste der Bevölkerung werden negiert. 
 
Wir appellieren an die Landesregierung und die 
Deutsche Bahn: 
 
1. Die Verträge und alle Gutachten und  Informatio-
nen zu Stuttgart 21 transparent zu machen und voll-
ständig offen zu legen. 
 
2. Baustopp zu veranlassen, um im Rahmen einer 
Mediation offene Fragen zu beantworten und die 
strittigen Punkte zu klären. 
 
3. Zu klären in welchem Zeitfenster eine Bürgerbe-
fragung in Baden Württemberg ermöglicht werden 
kann. 
19.08.2010                  Kristof Becker, Leni Breymaier 
                                    Hilde Mattheis, Rainer Weitzel 
 

 
 

AWO:  
 

Gegen Sozialabbau! Für 
Zusammenhalt! 

 
In der kommenden Woche will die Bundesregie-
rung im Kabinett das Sparpaket beraten. Dabei 
wächst der Widerstand gegen die Kürzungen bei 
sozial Schwachen und bei Familien. Neben den 
Gewerkschaften hat nun auch der Sozialverband 
Arbeiterwohlfahrt (AWO) eine Kampagne gegen 
den geplanten Sozialabbau gestartet. 
Statt einen echten finanziellen Beitrag der Finanz-
branche für die von ihr verursachten Schäden ein-
zufordern, plant die Bundesregierung, dass vor 
allem Familien und sozial Schwache die Zeche der 
Krise zahlen. 
 
Noch Ende 2009 hatte Schwarz-Gelb trotz der 
schwierigen Finanzlage Steuergeschenke in Höhe 
von 3,5 Milliarden Euro an Hoteliers und reiche 
Erben verteilt – jetzt will sie mit dem Sparpaket das 
Geld bei den Arbeitslosen und Familien mit 
Kindern wieder reinholen. 
 

Der geplante Sozialabbau der 
Bundesregierung 
 
Schwarz-Gelb will das Elterngeld kürzen, das 
Arbeitslosengeld II beschneiden, das Wohngeld 
streichen und gesetzlich Krankenversicherte durch 
eine Kopfpauschale durch die Hintertür zusätzlich 
belasten. Allein die Arbeitslosen sollen nach dem 
Willen von Schwarz-Gelb die Hälfte der Sparmaß-
nahmen aufbringen. 
 

Kampagne „Jetzt geht´s ans 
letzte Hemd“ gestartet! 
 
Dagegen macht nun auch die Arbeiterwohlfahrt 
(AWO) mit einer bundesweiten Kampagne mobil. 
„Jetzt geht´s ans letzte Hemd!“  
lautet die Kampagne. In ihrem Verlauf will die 
AWO symbolisch das „letzte Hemd“ einsetzen, um 
erkennbar gegen den Sozialabbau und für den 
Zusammenhalt in unserer Gesellschaft zu 
protestieren.  
 
Beteiligen können sich an der Aktion alle, die die 
geplanten Kürzungen von Schwarz-Gelb ablehnen 
– und ihr „letztes Hemd“ oder auch eine Protest-
Karte der AWO schicken, die dann gebündelt auf 
einem großen Aktionstag Mitte September der 
Bundesregierung übergeben werden. 
27.08.2010                           Internetredaktion  SPD.de 
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Aufruf  zu einer Veranstaltung  
 
 

 
Werner Herkert         Bezirksgeschäftsführer            ver.di Bezirk Oberschwaben 
übermittelt durch Anita Vooren 
 

Termine 
 
OV Bermatingen:  
Ortsvereinsitzung Montag, 13.09.2010, 19:30 Uhr - 21:30 Uhr. Ort: Weinstube Stecher 
OV Markdorf: 
Vorstandssitzung: Donnerstag, 09.09.2010, 20:00 Uhr - 22:00 Uhr. Ort: Gasthaus Krone 
Blutspende: Freitag, 17.09.2010, 15:00 Uhr. Ort: Stadthalle 
Aktionstag 1,2,3,.. Samstag, 25.09.2010 - Samstag, 25.09.2010.  
OV Meersburg: 
Ortsvereins-/Vorstandsitzungen    letzter Donnerstag im Monat   
Hock                                              zweiter Donnerstag im Monat 
Ortsverein Überlingen: 
parteiöffentliche Vorstands- und Fraktionssitzung         Mittwoch 22.09.2010 Zeit: 19:00 
Ort: Nebenzimmer des Gasthauses Krone 
Mitgliederversammlung                                                                                       Zeit: 20:00 
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